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Kurzfassung – Abstract

Die neue Autobahnverwaltung des Bundes – 
das Straßenrecht der Verkehrswende

MICHAEL DERES, der Referatsleiter Personal der 
Stabsstelle Autobahn / Fernstraßen-Bundesamt im 
Bundesministerium für Verkehr, beschreibt in einer 
Momentaufnahme aus der Sicht der Praxis des 
Jahres 2019 den damaligen Umsetzungsstand der 
Reform der Auftragsverwaltung im Bereich der Bun-
desautobahnen und anderer Bundesfernstraßen. 
Die Reform der Bundesfernstraßenverwaltung führ-
te zu einem umfangreichen Personalübergang der 
Länder zum Bund und stelle eine gewaltige Heraus-
forderung dar. Dennoch habe die Autobahnverwal-
tung als Arbeitgeber Zukunft. Die Autobahnreform 
habe daher das Potenzial, sich als Modellprojekt für 
zentrale Aufgabenerledigungen durch den Bund  zu 
erweisen.

Zwei Jahre später berichtet die heutige amtierende 
Präsidentin des Fernstraßen-Bundesamtes Leipzig 
DORIS DRESCHER über die neue Autobahnver-
waltung des Bundes, die ihre Tätigkeit mit Beginn 
des Jahres 2021 aufnahm. Sie beschreibt die Auf-
gabenverteilung zwischen der Autobahn GmbH des 
Bundes und dem Fernstraßen-Bundesamt im ope-
rativen Betrieb, die sich daraus ergebenden Aufga-
ben und Ziele sowie die praktisch drängende Frage 
der zukünftigen Zuständigkeitsverteilung für bereits 
eingeleitete und neue Verwaltungsverfahren. Zu-
dem werden planungsrechtliche Grundsätze und 
Beschleunigungsmöglichkeiten bei der Beseitigung 
von Hochwasserschäden erläutert. 

Mit dem Werkstattbericht über den Aufbau eines 
Rechtsbereichs in Corona-Zeiten behandelt MAR-
TIN REGNATH – auf der Grundlage eines zusam-
men mit ROLF ROCKITT gehaltenen Vortrags – 
den Aufbau des zentralen Rechtsbereichs in der 
Autobahn GmbH des Bundes, der bei der Grün-
dung 2018 noch gar nicht vorgesehen war. Als dann 
die Schaffung einer zentralen Rechtsabteilung und 
deren Vernetzung mit den Niederlassungen in der 
Fläche in Angriff genommen wurden, mussten diese 
Schritte unter den Bedingungen der Pandemie 
stattfinden. Als Hauptziele stellten sich nunmehr die 
Etablierung von Vergabeverfahren dar, in denen 
nicht die billigsten, sondern die bestgeeigneten Ver-
tragspartner gewonnen werden können, sowie die 
umfassende Digitalisierung aller Arbeitsabläufe.

Der abschließende, ebenfalls als Werkstattbericht 
überschriebene Beitrag von MAX SEIBERT Luftrein-
haltepläne vor Gericht behandelt in 40 deutschen 
Städten erhobenen Verbandsklagen wegen der 
Überschreitung des Luftqualitätsgrenzwerts für 
Stickstoffdioxid (NO2) nach der Luftqualitätsrichtli-
nie. Der Referent hatte in seiner Funktion als Vorsit-
zender Richter am Oberverwaltungsgericht Nord-
rhein-Westfalen letztlich sämtliche Verfahren in die-
sem Bundesland verhandelt. Sie wurden schlus-
sendlich zu einem Ergebnis geführt, das einerseits 
Dieselfahrverbote vermeiden konnte, andererseits 
aber die Weichen für eine langfristige Verbesserung 
der Luftqualität gestellt hat.

The new federal motorway 
administration - the road law of the 
traffic turnaround

MICHAEL DERES, the then Head of the Human 
Resources Division of the Federal Highway & Road 
Office at the Federal Ministry of Transport, describes 
the state of implementation of the reform of the 
contract administration in the area of federal 
motorways and other federal roads in a snapshot 
from the perspective of the practice of 2019. The 
reform of the federal road administration led to an 
extensive transfer of staff from the Länder to the 
federal government and posed a huge challenge. 
Nevertheless, in his opinion the motorway 
administration has a future as an employer. The 
motorway reform therefore had the potential to 
prove itself as a model project for centralised task 
completion by the federal government.

Two years later, the current acting President of the 
Federal Highway Authority Leipzig DORIS 
DRESCHER reported on the new federal motorway 
administration, which started its activities at the 
beginning of 2021. She describes the distribution of 
functions between the Autobahn GmbH of the 
Federation and the Federal road office in the 
operational business, the resulting tasks and goals 
as well as the practically pressing question of the 
future distribution of responsibilities for already 
initiated and new administrative procedures. In 
addition, principles of planning law and possibilities 
for accelerating the removal of flood damage are 
explained. 
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With the workshop report on the establishment of a 
legal department in Corona times, MARTIN 
REGNATH - on the basis of a lecture given together 
with ROLF ROCKITT - deals with the establishment 
of the central legal department in the new Autobahn 
Company of the Federal Government - an entity 
which was not even envisaged when it was founded 
in 2018. When the creation of a central legal 
department and its networking with the branches in 
the area were then tackled, these steps had to take 
place under the conditions of the pandemic. 
According to the author, the main goals are now the 
establishment of award procedures in which not the 
cheapest but the best-suited contract partners can 
be won, as well as the comprehensive digitalisation 
of all work processes.

The concluding contribution by MAX SEIBERT, also 
entitled “Workshop Report”, “Clean Air Plans in the 
Courts”, deals with class action lawsuits filed in 40 
German cities due to exceeding the air quality limit 
value for nitrogen dioxide (NO2) according to the Air 
Quality Directive. In his function as presiding judge 
at the Higher Administrative Court of North Rhine-
Westphalia, the speaker ultimately had to deal all 
the proceedings in this federal state. All these cases 
were ultimately brought to an outcome which, on 
the one hand, avoided diesel driving bans, but, on 
the other hand, set the course for a long-term 
improvement in air quality.
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Vorwort
Die Beiträge dieses Bandes dokumentieren drei der 
ursprünglich vier vorgesehenen Vorträge des 66. 
Forschungsseminars des Arbeitskreises „Straßen-
recht“, das – auf einen Tag gekürzt – am 6. Septem-
ber 2021 an der Universität Bonn stattfand.1 Der ur-
sprünglich vorgesehene vierte Vortrag soll 2022 
nachgeholt werden.

Es war gleichsam ein Stück Glück im Unglück, dass 
dieses 66. Forschungsseminar des Arbeitskreises 
Straßenrecht aller widrigen Umstände zum Trotz 
überhaupt stattfinden konnte. Der Arbeitskreis hatte 
seit 1958 bis zum Jahr 2020 ununterbrochen min-
destens ein Forschungsseminar jährlich veranstal-
tet. Die Coronakrise führte erstmals dazu, dass das 
Jahr 2020 ohne Zusammenkunft des Kreises ver-
strich. Im darauffolgenden Jahr 2021 sorgte dann 
der Bahnstreik der GDL dafür, dass trotz der Locke-
rungen des Coronaregimes aus dem regulären For-
schungsseminar eine Notveranstaltung wurde. Vie-
le zunächst Angemeldete, auch zwei Referenten, 
mussten ihre Teilnahme kurzfristig absagen, weil 
bis zum letzten Moment Züge gestrichen wurden. 
Am Ende wurde der zweite Veranstaltungstag da-
her gestrichen und die Veranstaltung auf einen Tag 
beschränkt, der gleichwohl zumindest mit einem 
gemeinsamen Essen ausklingen konnte. 

Thematisch war dieses Forschungsseminar des-
halb besonders wichtig, weil seit dem Forschungs-
seminar 2019 die Autobahnverwaltung bekanntlich 
grundlegend umgebaut wurde. Nach dem neuen 
Art.  90 GG wird die Verwaltung der Bundesauto-
bahnen seit 2021 tatsächlich in bundeseigener Ver-
waltung geführt, wobei der Bund sich dabei der Au-
tobahn GmbH bedient. Als Privatrechtssubjekt han-
delt die Gesellschaft überwiegend fiskalisch, soweit 
sie nicht hoheitlich beliehen wurde. Im Übrigen ist 
für hoheitliche Tätigkeiten das Fernstraßen-Bun-
desamt zuständig. Die neue Autobahnverwaltung 
ist also gemischt privat-öffentlich-rechtlich, befindet 
sich weiterhin ein Stück weit in der Aufbauphase 
und steht doch schon jetzt vor der Herausforde-
rung, das Straßenrecht jener Verkehrswende zu ge-
stalten, die uns im Zuge des Klimawandels und der 
Digitalisierung unweigerlich bevorsteht. Diese bei-
den Umbruchprozesse nahm unser Forschungsse-
minar 2021 in den Blick.

1	 Vgl. den Bericht von B. STÜER, DVBl. 2021, 1420 ff.
2	 Vgl. auch dazu bereits den Bericht von B. STÜER, DVBl 2019, 1452 (1453).

Im Jahr 2019 hatte der damalige Referatsleiter 
BAB/FBA P (Personal) der Stabsstelle Autobahn 
MICHAEL DERES bereits den schwierigen Aufbau 
des Fernstraßen-Bundesamts geschildert.2 Dieser 
ältere Text eröffnet nun den Tagungsband des Jah-
res 2021, in dem es dem Arbeitskreis eine beson-
dere Ehre war, dass im ersten Vortrag die Präsi-
dentin des Fernstraßen-Bundesamtes DORIS 
DRESCHER den hoheitlichen Teil der Autobahn-
verwaltung vorstellte. Den zweiten Vortrag bestrit-
ten gemeinsam der Geschäftsbereichsleiter Recht 
der Autobahn GmbH MARTIN REGNATH und 
ROLF ROCKITT als Geschäftsbereichsleiter Per-
sonal, Organisation und Recht der Niederlassung 
Nordwest, also jener Einheit der Gesellschaft, die 
als erste ihre Tätigkeit aufgenommen hat und da-
mit auch erste praktische Erfahrungen sammeln 
konnte.

Prof. Dr. MAX SEIBERT, Bonn, hatte in seiner Funk-
tion als Vorsitzender Richter am Oberverwaltungs-
gericht NRW letztlich sämtliche in diesem Bundes-
land erhobenen, durch die Deutsche Umwelthilfe in-
itiierten Klagen nach der Luftqualitätsrichtlinie ver-
handelt. Die durch ihn herbeigeführten Vergleiche 
vermieden einerseits Dieselfahrverbote, stellten an-
dererseits aber die Weichen für eine langfristige 
Verbesserung der Luftqualität und wurden so zu ei-
nem wichtigen Anstoß und Element der kommuna-
len Verkehrswende, die uns auch im Jahr 2022 wei-
ter beschäftigen wird.

Der Herausgeber möchte sich zunächst bei allen 
Anwesenden herzlich dafür bedanken, dass sie die 
Mühen und Belastungen der Anreise auf sich ge-
nommen haben. Wie immer haben auch die Refe-
renten der Forschungsseminare 2019 und 2021 
ihre Vorträge auf ehrenamtlicher Grundlage erstellt, 
wofür Ihnen der herzliche Dank des Arbeitskreises 
gilt. Dank schuldet der Arbeitskreis zudem der Bun-
desanstalt für Straßenwesen für die Veröffentli-
chung dieses Tagungsbands sowie einmal mehr 
den Mitarbeitern des Lehrstuhls für Öffentliches 
Recht, allen voran Frau CHRISTINA BRINKMANN 
und Frau BRIGITTE FLÖGEL, für ihre engagierte 
Hilfe bei der Organisation. 

Bonn, im Juni 2022

Prof. Dr. Dr. Wolfgang Durner, LL.M.
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Michael Deres  	 
Referatsleiter BAB/FBA P (Personal) der Stabsstel-
le Autobahn/Fernstraßen-Bundesamt im Bundesmi-
nisterium für Verkehr und digitale Infrastruktur

Stand der Umsetzung der Reform 
der Auftragsverwaltung im Be-
reich der Bundesautobahnen und 
anderer Bundesfernstraßen  - ein 
Bericht aus der Praxis
Der Deutsche Bundestag hat im Rahmen der Neu-
ordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen im 
Jahr 2017 mit Zustimmung des Bundesrates ent-
schieden, dass die Autobahnen ab dem Jahr 2021 
nicht mehr in der Auftragsverwaltung der Länder, 
sondern in der alleinigen Zuständigkeit und Ver-
antwortung des Bundes geplant, gebaut, betrie-
ben, erhalten, vermögensmäßig verwaltet und fi-
nanziert werden. In der Übergangsphase bis zum 
planmäßigen Betriebsbeginn wird die Zuständig-
keit der Länder für die Autobahnen bis zum 
31.12.2020 erhalten bleiben. Für die Bundesstra-
ßen soll es grundsätzlich bei der Auftragsverwal-
tung durch die Länder bleiben. Die Länder können 
aber beantragen, auch die Verwaltung der Bun-
desstraßen, die auf ihrem Landesgebiet liegen, an 
den Bund übertragen.

Die Neugestaltung der Bundesfernstraßenverwal-
tung ist eine der größten infrastrukturpolitischen 
Reformen der vergangenen Jahrzehnte. Wenn 
nach 70 Jahren anstelle der Auftragsverwaltung im 
Bereich der Bundesfernstraßen eine zentrale Bun-
deszuständigkeit geschaffen wird, ist das fast 
schon eine kleine Revolution im Gefüge der föde-
rativen Ordnung. Das Verfahren ist ohne Beispiel. 
Noch nie in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland war in dieser Größenordnung eine 
solche föderative Vielfalt in die zentrale Bundeszu-
ständigkeit zu zwei zentralen Bundesorganisatio-
nen zu überführen. Erschwerend kommt hinzu, 
dass die Autobahn GmbH des Bundes (Autobahn 
GmbH) als die zentrale Bundesorganisation privat-
rechtlich organisiert ist, so dass hier ein zusätzli-
cher Systemwechsel zu bewältigen ist.

Ziel des Reformvorhabens ist es, für die Nutzer 
dauerhaft eine leistungsfähige und sichere Infra-
struktur mit bundesweiten Qualitätsstandards be-
reitzustellen und deren Betrieb sowie den Erhalt 

auch mit Hilfe einheitlicher betriebswirtschaftlicher 
Steuerungsinstrumente so effizient wie möglich zu 
gestalten. Dafür wird das in den Ländern vorhan-
dene Fachwissen zentral gebündelt. Die Autobah-
nen werden zukünftig bundesnetzweit geplant, ge-
baut und unterhalten. Auf diese Weise können die 
Finanzmittel des Bundes ab dem Jahr 2021 schnel-
ler und unmittelbarer dort landen, wo sie am drin-
gendsten benötigt werden.

Insgesamt sind ca. 13.000 Kilometer Autobahn 
und 11.200 Vollzeitäquivalente (= Stellen und Plan-
stellen) von den 16 Ländern zum Bund zu überfüh-
ren. Finanziert wird die Autobahn GmbH durch die 
Einnahmen aus der Maut, die zweckgebunden 
über den Bundeshaushalt zugewiesen werden 
(§  7 InfrGG). Grundlage für die Infrastruktur der 
Autobahnen ist der Bundesverkehrswegeplan, der 
vom Bundeskabinett beschlossen wird.

Für die Umsetzung der Autobahnreform wurde zu-
nächst der Sachverhalt durch mehrere Abfragen 
des Bundesministeriums für Verkehr und digitale 
Infrastruktur (BMVI) bei den Ländern (Vorababfra-
ge, Erhebung 2018, ergänzende Mitteilung, etc.) 
ermittelt. Die Erhebungen umfassen die Bereiche 
Personal, Sachmittel, Immobilien, Projekte (Pla-
nung und Bau), Verträge, technische Anlagen und 
IT. Dieser Beitrag beschränkt sich auf die perso-
nalwirtschaftliche Erhebung.

Danach wurden die konzeptionellen Festlegungen 
(beamtenrechtliche Regelungen, Tarifverträge) ge-
troffen. Aktuell bereitet die Bundesseite gemein-
sam mit den Ländern den Personalübergang vor, 
der in der Masse zum 01.01.2021 vollzogen wer-
den wird.

Zur Bewältigung der Aufgaben wurde am 
13.09.2018 die Infrastrukturgesellschaft des Bun-
des für Autobahnen und andere Bundesfernstra-
ßen (IGA) gegründet. Am 17.01.2019 erfolgte die 
Umfirmierung der IGA in „Die Autobahn GmbH des 
Bundes“ durch Eintragung in das Handelsregister 
B des Amtsgerichtes Berlin Charlottenburg. Die 
Autobahn GmbH des Bundes ist eine Flächenver-
waltung mit 10 Niederlassungen sowie über 40 Au-
ßenstellen (davon 30 dauerhafte und 11 temporäre 
Außenstellen), 42 Verkehrsleitzentralen sowie 189 
Autobahnmeistereien. Die Zentrale hat ihren Sitz 
in Berlin. 

Am 01.10.2018 neu errichtet wurde das Fernstra-
ßen-Bundesamt (FBA) mit Hauptsitz in Leipzig. Es 



8

wird die hoheitlichen Aufgaben wahrnehmen, die 
weder dem BMVI1 selbst obliegen noch der Auto-
bahn GmbH durch Beleihung zugewiesen werden. 
Das FBA darf bis zu maximal 4 weitere Standorte 
haben. Die Standorte Bonn, Gießen und Hannover 
stehen bereits fest.

Die Personalrekrutierung der Autobahn GmbH und 
des FBA erfolgt im Wesentlichen durch Übernahme 
des Länderpersonals. Hierzu hat das BMVI durch 
Abfrage zum 01.01.2018 insgesamt 11.200 Vollzeit-
äquivalente identifiziert. Mit der Erhebung zum 
01.01.2019 (ergänzende Mitteilung) wurden die ge-
meldeten Vollzeitäquivalente individuell personali-
siert. Für die Erhebung zum 01.01.2019 war  die 
europäische Datenschutzgrundverordnung zu be-
achten. Die Erhebung erfolgte in enger Abstimmung 
mit dem Datenschutzbeauftragen des Bundes und 
mit den Ländern.

Daneben besteht für die Personalrekrutierung die 
Möglichkeit, für einige Bereiche - insbesondere 
neue Bereiche wie etwa die Zentrale der Autobahn 
GmbH in Berlin und die Zentralabteilung des FBA in 
Leipzig – externes Personal einzustellen, damit die 
Autobahn GmbH und das FBA schnell handlungs-
fähig werden.

Eine Kernaufgabe zur Vorbereitung des Personal-
wechsels war die Festlegung der Konditionen, zu 
denen der Wechsel in die Autobahn GmbH und die 
dortige spätere Beschäftigung erfolgt.

Nach den Vorgaben des FernstrÜG ist für die Auto-
bahn GmbH ein Tarifvertrag abzuschließen. Am 
12.07.2019 hat sich die Autobahn GmbH mit den 
Gewerkschaften Vereinte Dienstleistungsgewerk-
schaft (ver.di) und dbb Beamtenbund und Tarifunion 
auf einen Manteltarifvertrag für die Beschäftigten 
der Autobahn GmbH sowie auf einen Tarifvertrag 
über das Entgeltgruppenverzeichnis geeinigt. Diese 
beinhalten bewährte Bestandteile aus dem Tarifver-
trag des öffentlichen Dienstes (TVöD) und bieten 
darüber hinaus weitere Vorteile für die Beschäftig-
ten. Der Haustarifvertrag wird im gesamten Bun-
desgebiet gelten. Eine Trennung zwischen Ost und 
West gibt es nicht. Der Verzicht  auf die zwei nied-
rigsten Entgeltgruppen, ein volles 13. Monatsgehalt 
sowie ein jährlicher Unternehmensbonus für alle 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zählen zum guten 
Angebot der Autobahn GmbH. Bundesweit  wird es 
einheitliche Arbeitszeiten von 39 Wochenstunden 
geben sowie eine reduzierte Arbeitszeit von 38,5  

1	 seit Dezember 2021: BMDV

Wochenstunden für Beschäftigte, die ständig Wech-
selschicht- oder Schichtarbeit leisten sowie für  die 
Beschäftigten in Autobahn-, Straßen- und Fernmel-
demeistereien und Kfz-Werkstätten.  Schließlich 
haben sich Autobahn GmbH und Gewerkschaften 
am 12.07.2019 noch auf einen Nachwuchskräfte-
Tarifvertrag geeinigt, der erstmalig Dual Studieren-
de aufgenommen hat. Mit diesen Tarifverträgen ist 
im Bereich der Straße der Wettbewerb um Beschäf-
tigte eröffnet. 

Am 30.09.2019 haben die Tarifparteien sich auf ei-
nen Einführungs- und Überleitungstarifvertrag 
(EÜTV) geeinigt. Der EÜTV  regelt den Übergang 
der bisherigen Beschäftigten der Auftragsverwal-
tungen der Länder in das neue  Tarifwerk der Auto-
bahn GmbH. Der EÜTV sichert dabei umfassend 
die bisherigen tariflichen  Besitzstände. Zudem 
konnten Einigungen zur Errichtung eines Über-
gangsbetriebsrats und zu den zukünftigen  Mitbe-
stimmungsstrukturen erzielt werden. Für die Be-
schäftigtengruppe der Kraftfahrerinnen und Kraft-
fahrer wurde zusätzlich  ein separater Tarifvertrag 
abgeschlossen. Mit diesen neuen Elementen sowie 
dem Tarifvertrag über das  Entgeltgruppenverzeich-
nis, dem Manteltarifvertrag und dem Tarifvertrag für 
Nachwuchskräfte ist das  Tarifwerk nun vollständig. 
Die Autobahn GmbH des Bundes setzt sich zudem 
dafür ein, die betriebliche  Altersvorsorge des öf-
fentlichen Dienstes (VBL) weiterzuführen.  

Mit diesen Tarifabschlüssen wurden sehr gute Be-
dingungen für die Beschäftigten geschaffen, die bis-
lang im öffentlichen Dienst der Länder tätig sind und 
nun zur Autobahn GmbH des Bundes wechseln 
wollen.

Für die zum FBA oder über das FBA zur Autobahn 
GmbH wechselnden Länderbeamtinnen/-beamten 
hat das BMVI in Abstimmung mit dem Bundesminis-
terium des Innern, für Bau und Heimat (BMI)   die 
„Anwendungsrichtlinien im Zusammenhang mit 
dem Übergang von Beamtinnen und Beamten von 
den Bundesländern zum Fernstraßen-Bundesamt 
und zur „Die Autobahn GmbH des Bundes“ erarbei-
tet. Das Miteinander zwischen der Autobahn GmbH 
und dem FBA nach Versetzung der Länderbeamtin-
nen/-beamten zum FBA und nach Zuweisung oder 
Beurlaubung zur Autobahn GmbH regelt eine er-
gänzende „Zuweisungs- und Beurlaubungsverein-
barung zwischen der Autobahn GmbH und dem 
Fernstraßen-Bundesamt“. Beide Regelungen wur-
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den unter Beteiligung des dbb beamtenbund und 
tarifunion (dbb) und der Vereinten Dienstleistungs-
gewerkschaft (ver.di) fortentwickelt und am 28. Juni 
2019 abschließend mit diesen beraten. Die Anwen-
dungsrichtlinien sind am 27. September 2019, die 
Zuweisungs- und Beurlaubungsvereinbarung am 
01. Oktober 2019 in Kraft getreten. Beide Doku-
mente wurden auf der Homepage des FBA (https://
www.fba.bund.de) veröffentlicht. 

Damit wurde im Tarif- wie im Beamtenbereich Klar-
heit über die Konditionen des Übergangs sowie die 
Beschäftigungsbedingungen bei den neuen Organi-
sationseinheiten des Bundes geschaffen. In der 
Folge konnte die Vorbereitung der Vollzugsphase 
begonnen werden.

In diesem Zusammenhang ist noch einmal auf die 
Personalerhebungen des BMVI in den Jahren 2018 
und 2019 einzugehen. Ausgangslage ist, dass alle 
16 Länder hinsichtlich ihrer Bundesfernstraßenver-
waltung unterschiedlich strukturiert sind. Nur in 
Bayern gibt es eine reine Autobahnverwaltung. Im 
Übrigen findet man in den Ländern Mischstruktu-
ren, die organisatorisch und personell entflochten  
werden müssen. Ein wichtiger Punkt ist die Identifi-
zierung der Landesbeschäftigten, die zum Bund 
wechseln sollen. Dies erfolgt in mehreren Schritten. 
Mit der Erhebung zum 01.01.2018 hatten die Län-
der dem Bund ihre jeweilige Autobahnorganisation 
sowie die für die Autobahn tätigen Vollzeitäquiva-
lente gemeldet. Damit war cum grano salis auch der 
Stellenbedarf ermittelt. Mit der Erhebung zum 
01.01.2019 (ergänzende Mitteilung) wurden die ge-
meldeten Vollzeitäquivalente individuell personali-
siert. Die Erhebung erfolgte pseudonymisiert. 

Die bisherigen Datenmeldungen sind noch vorläu-
fig. Die Feststellung des Personalwechsels wird 
erst nach Durchführung eines Verfahrens entspre-
chend § 613a BGB rechtsverbindlich.  § 5 Abs. 1 
FernstrÜG sieht vor, dass für den Übergang der Ar-
beitsverhältnisse der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer sowie der Auszubildenden der Länder 
zur Autobahn GmbH oder zum FBA die Vorschriften 
des §  613a BGB entsprechende Anwendung fin-
den. Sinn und Zweck des §  613a BGB ist ein lü-
ckenloser Schutz des Besitzstandes für die zum 
Bund wechselnden Länderbeschäftigten. Deren Ar-
beitsverhältnisse gehen - so wie sie sind - von den 
Ländern auf die neuen Arbeitgeber - die Autobahn 
GmbH oder das FBA - über. Mit der Anwendung des 
§ 613a BGB wollte der Gesetzgeber aber auch die 
Funktionsfähigkeit sicherstellen, indem die beste-

hende Autobahnverwaltung letztlich eins zu eins auf 
den Bund „umgeklappt“ wird und die Funktionsträ-
ger (die Beschäftigten mit Autobahn-Aufgaben) auf 
den Bund übergehen.

Die Entscheidung, ob sie zur Autobahn GmbH oder 
zum FBA wechseln wollen, treffen die Arbeitnehme-
rinnen, Arbeitnehmer und Auszubildenden selbst. 
Sie können einem Wechsel auch widersprechen 
(entsprechend § 613a Abs. 6 BGB). Auch Beamtin-
nen und Beamte der Länder werden vergleichbar 
unterrichtet und treffen eine Entscheidung über ih-
ren Wechsel zum Bund. Das FernstrÜG sieht vor, 
dass Versetzungen zum Bund nicht gegen den Wil-
len der Beamtinnen und Beamten erfolgen.

Da nur derjenige, der ausreichend informiert ist, 
gute sowie wohldurchdachte Entscheidungen tref-
fen kann, sind die Beschäftigten von der Verwaltung 
durch ein formales Unterrichtungsschreiben auf 
ihre Entscheidung vorzubereiten. Erst durch den 
Vollzug dieses Unterrichtungsverfahrens entspre-
chend § 613a BGB bzw. nach beamtenrechtlichen 
Regelungen und erst dann, wenn die Beschäftigten 
einem Wechsel zum Bund nicht widersprechen 
oder ausdrücklich zustimmen, wird der Personal-
übergang rechtsverbindlich. Nach der Durchfüh-
rung der Unterrichtungsverfahren wird für alle Be-
teiligten verbindlich feststehen, welche Beschäftig-
ten unmittelbar zur Autobahn GmbH oder zum FBA 
wechseln und bei welchen Beschäftigten der Arbeit-
geber das Land bleibt und sie durch Personalge-
stellung oder Zuweisung für die Autobahn GmbH 
oder das FBA tätig werden. Zur entsprechenden 
Anwendung des § 613a BGB sowie zur Überleitung 
von Beamtinnen und Beamten erwarten die Länder 
eine kooperative Verständigung mit dem BMVI. 
Eine solche Verständigung liegt natürlich auch im 
Interesse des BMVI. Alle Beteiligten wollen einen 
abgestimmten und rechtssicheren sowie reibungs-
losen Transformationsprozess. 

Das BMVI hat daher in der Bund-Länder-AG Perso-
nal vom 21.08.2019 den Verfahrensablauf der an-
stehenden Unterrichtungen entsprechend §  613a 
BGB anhand eines 12-Punkte-Planes vorgestellt. 
Das BMVI strebt ein standardisiertes, bundesweit 
einheitliches und einfaches Verfahren an, um das 
„Massengeschäft“ von bis zu 15.000 Unterrich-
tungsschreiben bewältigen zu können. 

Die Unterrichtung wird daher anhand von Serien-
briefen erfolgen, und zwar mit Platzhaltern für Da-
ten- und Textfelder, die durch eine Verknüpfung mit 
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Excel-Tabellen befüllt werden. Bei der Befüllung der 
Excel-Tabelle hat das BMVI der Erwartung zahlrei-
cher Länder entsprochen und der Autobahn GmbH 
und dem FBA aktive Rollen beim Ausfüllen der Da-
ten- und Textfelder zugeordnet. In der Bund-Länder 
AG Personal wurde dieses Verfahren unisono aus-
drücklich begrüßt, denn: Die Verantwortlichkeiten 
zwischen den Beteiligten werden klar auf- und zu-
geteilt. Die Verfahren werden bundesweit verein-
heitlicht. Das Verfahren ist effizient und einfach. 
Übertragungsfehler werden durch die automatische 
Verknüpfung des Unterrichtungsschreibens mit der 
Excel-Tabelle vermieden. Dies alles erleichtert die 
Arbeit und spart Zeit.

Soweit gewünscht, kann neben der Unterzeichnung 
der Unterrichtungsschreiben durch die personalver-
waltenden Stellen der Länder auch eine maschinel-
le Unterzeichnung seitens der Autobahn GmbH 
oder des FBA erfolgen.

Nachdem in der Bund-Länder-AG vom 21.08.2019 
die Abstimmung des Verfahrensablaufs der anste-
henden Unterrichtungen entsprechend § 613a BGB 
besprochen worden war, hatte sich die Bund-Län-
der AG am 26.09.2019 mit den Inhalten und der De-
tailtiefe der Unterrichtung der Beschäftigten be-
fasst. Hier sind die inhaltlichen Vorgaben des 
§ 613a BGB sowie die Rechtsprechung des Bun-
desarbeitsgerichtes zu beachten. Darunter leidet 
die leichte Verständlichkeit der Unterrichtungs-
schreiben, dies ist jedoch kaum zu vermeiden. Die 
Wahrung der Rechtssicherheit kann nicht zuguns-
ten einer leichteren Verständlichkeit der Unterrich-
tungsschreiben aufgegeben werden. 

Die Arbeitsverhältnisse gehen entsprechend § 613a 
BGB „so wie sie sind“  über. Damit wird der gegen-
wärtige Besitzstand gewahrt. Im Rahmen der Infor-
mationspflicht nach § 613a BGB sind die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer über die Folgen ihres 
Wechsels zu unterrichten. Dazu gehören auch „in 
Aussicht genommenen Maßnahmen“. Hierzu gehö-
ren z. B. Angaben zur Veränderung des Arbeitsor-
tes oder der Organisationseinheit. Die Überprüfung 
der tariflichen Eingruppierung erfolgt in einem zwei-
ten Schritt. Sie ist keine Folge der Anwendung des 
§ 613a BGB, sondern ergibt sich insbesondere aus 
den §§ 3 und 5 des Einführungs- und Überleitungs-
tarifvertrages (EÜTV) der Autobahn GmbH. Über-
haupt enthält der EÜTV viele attraktive Angebote 
sowie Vorteile, die weit über eine bloße Besitz-
standswahrung hinausgehen. Auch hierzu ist in der 

Bund-Länder-AG am 26.09.2019 ausführlich ge-
sprochen worden.

Am 07.10.2019 hatte das BMVI den Ländern auf Ar-
beitsebene im Entwurf einen Prozessbrief zu § 613a 
BGB mit insbesondere folgenden Unterlagen zuge-
sandt: einen 12-Punkte-Ablaufplan, der das Verfah-
ren beschreibt und die Zuständigkeiten regelt, vier 
Serienbrief-Musterunterrichtungsschreiben (für die 
verschiedenen Gruppen von Beschäftigten), vier 
dazugehörige Excel-Tabellen, Zusammenstellun-
gen von Text- und Datenfeldern sowie Ausfüllhin-
weise für die Daten- und Textfelder der Unterrich-
tungsschreiben. Die Länder haben auf Arbeitsebe-
ne Zeit, sich bis Ende Oktober 2019 zu äußern und 
Fragen zu stellen oder Anpassungen zu beantra-
gen. Die Inhalte von Unterrichtungsschreiben ge-
mäß §  613a BGB sind allerdings gesetzlich bzw. 
durch die Rechtsprechung des Bundesarbeitsge-
richtes vorgegeben und insofern für die Verwaltung 
nur eingeschränkt veränderbar. 

Das auf der Arbeitsebene konzipierte Vorgehen 
wurde in der Staatssekretärsrunde aller Länder un-
ter Leitung des BMVI am 14.10.2019 zustimmend 
zur Kenntnis genommen. Dieser politische Grund-
satzbeschluss sorgt auf der Arbeitsebne für eine zu-
sätzliche Sicherheit.

Aufgrund der bisherigen sehr guten und zielstrebi-
gen Zusammenarbeit zwischen den Ländern und 
dem Bund besteht begründeter Optimismus, dass 
auch dieser schwierige Reformabschnitt der Unter-
richtung der Länderbeschäftigten zum Bund ge-
meinsam und kooperativ zu bewältigen sein wird. 
Für den Übergang der Beamtinnen und Beamten 
der Länder auf den Bund wird vom Bund in Abstim-
mung mit den Ländern ebenfalls ein Unterrichtungs-
verfahren abgestimmt.

Die Länder übermitteln nach der Unterrichtung der 
Beschäftigten die abschließenden, konstitutiven 
Verwendungsvorschläge an das BMVI. Das BMVI 
prüft, ob der Vollzeitäquivalent-Zielwert erreicht 
worden und die Meldung plausibel ist und bestätigt 
diese Verwendungsvorschläge.

Länderbeschäftigte, die ihren Arbeitgeber nicht 
wechseln wollen, können ihre Arbeitsleistung bei 
der Autobahn GmbH durch eine Personalgestellung 
erbringen. Die Personalgestellung dient der dauer-
haften Beschäftigung von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern des Landes bei der Autobahn GmbH 
des Bundes unter Fortsetzung des bisherigen Ar-
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beitsverhältnisses beim Land. Das heißt, die Ar-
beitsleistung wird bei der Autobahn GmbH erbracht, 
die Konditionen des Arbeitsverhältnisses beim Ar-
beitgeber Land bleiben mit allen Rechten und Pflich-
ten unangetastet. 

Personalgestellungsverträge werden zwischen der 
Autobahn GmbH des Bundes (und ggf. dem FBA) 
und den Ländern abgeschlossen. Die Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer werden durch eine Perso-
nalgestellungsverfügung ihres Landes über den 
Einsatz in der Autobahn GmbH des Bundes (oder 
dem FBA) informiert. 

Für Beamtinnen und Beamte der Länder, die ihren 
Dienstherrn behalten wollen und daher einer Ver-
setzung nicht zustimmen, kommen eine Abordnung 
zum FBA sowie eine direkte Zuweisung durch das 
Land zu der nicht dienstherrnfähigen Autobahn 
GmbH in Betracht.

Bislang erfolgt die Umsetzung der Reform im Be-
reich des Personalübergangs planmäßig, auch 
wenn die Verwaltung in einem sehr engen Zeitkor-
sett steckt.

Die Autobahnverwaltung als Arbeitgeber hat Zu-
kunft. Sie bietet bundesweite moderne, sichere und 
attraktive Entwicklungsperspektiven und Karriere-
möglichkeiten. Die Autobahn ist eine gute Arbeitge-
bermarke mit klarem Markenkern und positivem 
Image. Die Autobahnreform hat das Potenzial, sich 
als Modellprojekt für zentrale Aufgabenerledigun-
gen durch den Bund  zu erweisen.
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Doris Drescher, Bonn	  
Präsidentin des Fernstraßen-Bundesamtes, Leipzig

Die neue Autobahnverwaltung 
des Bundes
Mit Beginn des Jahres 2021 startete die neue Auto-
bahnverwaltung des Bundes:  Die Autobahn GmbH 
des Bundes und das Fernstraßen-Bundesamt nah-
men ihren operativen Betrieb auf. Der vorliegende 
Beitrag betrachtet zunächst die sich daraus erge-
benden Aufgaben und Ziele sowie in der Folge die 
Frage der zukünftigen Zuständigkeitsverteilung für 
bereits eingeleitete und neue Verwaltungsverfah-
ren. Im dritten Teil werden sodann planungsrechtli-
che Grundsätze und Beschleunigungsmöglichkei-
ten bei der Beseitigung von Hochwasserschäden 
erläutert.

I.	 Reform der Bundesfernstraßen-
verwaltung

I.1	 Gesetzliche Neuregelung und Verteilung 
der Zuständigkeiten

Die Reform der Bundesfernstraßenverwaltung er-
folgte im Zusammenhang mit der Neuordnung der 
Bund-Länder-Finanzbeziehungen. Mit der diesbe-
züglichen Grundgesetznovelle (BGBl. I 2017, S. 
2347) wurden insbesondere die Art. 90 und 143e 
GG geändert und damit die Bundesautobahnen von 
der bisherigen Bundesauftragsverwaltung zum 1. 
Januar 2021 in bundeseigene Verwaltung über-
führt. 

Parallel zu der Anpassung des Grundgesetzes wur-
den weitere einfachgesetzliche Gesetzesänderun-
gen und Neuregelungen verabschiedet. Im Juni 
2017 beschlossen Bundestag und Bundesrat das 
entsprechende Gesetz zur Neuregelung des bun-
desstaatlichen Finanzausgleichssystems, (BGBl. I 
2017, S. 3122) das neben dem Fernstraßenüberlei-
tungsgesetz (FernstrÜG) und der Änderung  
des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG), auch  
das Fernstraßen-Bundesamt-Errichtungsgesetz 
(FStrBAG) und das Infrastrukturgesellschafterrich-
tungsgesetz (InfrGG) enthielt. (Vgl. „Entwurf eines 
Gesetzes zur Neuregelung des bundesstaatlichen 
Finanzausgleichsystems ab dem Jahr 2020 und zur 
Änderung haushaltsrechtlicher Vorschriften“, BR-
Drs. 814/16).

Im August 2017 traten die beiden letztgenannten 
Gesetze in Kraft und übertrugen die Aufgaben der 
Verwaltung der Autobahnen und der Bundesstra-
ßen in Baulast des Bundes auf eine Gesellschaft 
des Bundes, nämlich die Autobahn GmbH des Bun-
des (im Folgenden: Autobahn GmbH) und das Fern-
straßen-Bundesamt (im Folgenden FBA). Die Auf-
gaben gingen von den Ländern zum Betriebsstart 
am 1. Januar 2021 auf das FBA und die Autobahn 
GmbH über. Hiervon umfasst sind alle Bereiche, die 
sich aus der Baulast ergeben, d. h. Planung, Bau, 
Unterhaltung und Betrieb sowie die Zulassung von 
Bauvorhaben. 

Für die Bundesstraßen besteht die Auftragsverwal-
tung durch die Länder hingegen fort, da sich bis auf 
die Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg alle 
Länder entschieden haben, diese Aufgabe beizube-
halten und nicht an den Bund abzugeben.

I.2	 Die Rolle der Autobahn GmbH des Bun-
des und des Fernstraßen-Bundeamtes

In der neuen Struktur der Fernstraßenverwaltung 
übernimmt die im September 2018 gegründete Au-
tobahn GmbH die Rolle des Vorhabenträgers und 
des Trägers der Straßenbaulast. Ihr obliegen dabei 
sowohl aus der Baulast abgeleitete Aufgaben wie 
Planung, Bau, Unterhalt und Betrieb, als auch ho-
heitliche Funktionen, soweit sie damit in der InfrGG-
Beleihungsverordnung beliehen wurde.

Neben der Autobahn GmbH nimmt das am 1. Okto-
ber 2018 gegründete FBA als Bundesoberbehörde 
im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) jene ho-
heitlichen Aufgaben wahr, die weder dem BMVI 
selbst obliegen noch der Autobahn GmbH zugewie-
sen sind. 

Hierzu zählt unter anderem die Aufgabe als Anhö-
rungs- und Planfeststellungsbehörde für die Auto-
bahnen und Bundesstraßen in Bundesverwaltung. 
Zum derzeitigen Zeitpunkt umfasst dies neben den 
bereits zuvor genannten Bundesstraßen in Berlin 
und Bremen alle Bundesautobahnen, soweit sich 
diese nicht auf dem Gebiet der Länder Bayern, Ba-
den-Württemberg, Hessen und Hamburg befinden. 
Diese vier Länder haben von der gesetzlichen Mög-
lichkeit Gebrauch gemacht, die Aufgaben der Anhö-
rungs- und Planfeststellungsbehörde nach Landes-
recht beizubehalten (§ 3 Abs. 3 FStrBAG, sog. „Opt 
in“), was eine spätere Aufgabenübertragung an den 
Bund jedoch nicht ausschließt.



13

Für die konkrete Verfahrensbearbeitung sind die 
Niederlassungen der Autobahn GmbH verfahrens-
führenden Referaten des FBA zugeordnet. Diese 
Referate befinden sich sowohl am Hauptsitz des 
FBA in Leipzig, als auch an den weiteren drei Stand-
orten in Bonn, Gießen und Hannover. Um jederzeit 
auf unterschiedliche Belastungen der Referate re-
agieren zu können, kommt hierbei im Bedarfsfall 
eine standort- bzw. referatsübergreifende Bearbei-
tung zum Tragen.

Neben den Aufgaben als Anhörungs- und Planfest-
stellungsbehörde hat das FBA die Fach- und 
Rechtsaufsicht über die Autobahn GmbH inne, so-
weit diese hoheitliche Tätigkeiten wahrnimmt. Darü-
ber hinaus obliegt dem FBA die Dienstherrenfunkti-
on für Beamte, die durch Überleitung des Personals 
von den Ländern in der Autobahn GmbH tätig sind. 
Ein weiterer Tätigkeitsschwerpunkt sind straßen-
rechtliche Aufgaben wie die Linienbestimmung, 
Entscheidungen nach § 9 FStrG sowie Widmungen, 
Umstufungen und Einziehungen bei Bundesfern-
straßen, soweit dem Bund die Verwaltung zusteht. 
Zudem gilt es, innovative Projekte im Straßenbau 
und bei der Straßenverkehrstechnik sowie die Ver-
netzung und Digitalisierung im Straßenverkehr zu 
begleiten.

Bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben untersteht 
das FBA dem Bundesministerium für Digitales und 
Verkehr (BMDV), welches die Rechts- und Fachauf-
sicht über die Behörde innehat. Gleichzeitig unter-
stützt das FBA das Ministerium im Rahmen der Auf-
sicht über die Länderbehörden, die weiterhin die 
Bundesstraßen in Auftragsverwaltung betreuen so-
wie bei der Erarbeitung von Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften und der zwischenstaatlichen Zu-
sammenarbeit.

I.3	 Ziele der Reform der Bundesfernstraßen-
verwaltung

Durch die Entflechtung der Zuständigkeiten zwi-
schen Bund und Ländern wurde die Aufgaben- und 
Ausgabenverantwortung zusammengeführt, womit 
eine einheitliche Linie bei Planung, Bau und Be-
trieb sowie der Umsetzung von rechtlichen und 
fachlichen Vorgaben erreicht werden soll.

Bisher haben die Länder in unterschiedlicher In-
tensität Personal und Ressourcen für die Erledi-
gung der Aufgaben an Bundesfernstraßen bereit-
gestellt, wodurch die Planungszeiten der einzel-
nen Bauprojekte stark differierte. Durch die Neu-

ordnung sollen Bauprojekte dank einheitlicher 
Standards und enger Verzahnung zwischen Auto-
bahn GmbH und FBA an und auf den Autobahnen 
schneller, effizienter, wirtschaftlicher und länder-
übergreifend geplant, genehmigt und durchgeführt 
werden. (Vgl. BT-Drs. 18/11131, S. 15).

Die Planung und Umsetzung notwendiger Bau- 
oder Erhaltungsmaßnahmen kann infolge der Neu-
ordnung über Landesgrenzen hinweg erfolgen, 
wodurch sich eine optimale Nutzung der Kapazitä-
ten des Autobahnnetzes und eine Stärkung der 
Leistungsfähigkeit der Autobahnen ergibt.

Durch die zentrale Bündelung der Verwaltung des 
gesamten deutschen Autobahnnetzes in einer ein-
zigen bundeseigenen GmbH - der Autobahn GmbH 
- erfolgen zukünftig Planung, Bau, Betrieb, Erhalt, 
Finanzierung und vermögensmäßige Verwaltung 
der Autobahnen aus einer Hand. Dadurch lassen 
sich insbesondere Zentralfunktionen wie Digitali-
sierung und IT sowie die länderübergreifende Pla-
nung effizienter organisieren und dauerhaft besser 
gewährleisten. 

Gleichzeitig ergibt sich durch die zentrale Verwal-
tung von mehr als 13.000 Kilometern Bundesauto-
bahnen eine Kombination von lokalem Fachwis-
sen und zentralen Kompetenzen, indem die Vortei-
le einer zentral aufgestellten Organisation mit den 
Stärken einer großen, regionalen Verankerung 
verknüpft werden. Dieser Erfahrungsschatz trägt 
dazu bei, dass Planung, Genehmigung und Bau 
beschleunigt werden und ein bundesweiter Maß-
stab mit einheitlichen Prozessen und hohen Quali-
tätsmaßstäben im Zuständigkeitsbereich gilt.

Dies gilt sowohl für das FBA mit seiner Zentrale in 
Leipzig und seinen drei regionalen Standorten, als 
auch für die Autobahn GmbH mit ihrer Zentrale in 
Berlin und den zehn Niederlassungen und 41 re-
gionalen Außenstellen in der Fläche.

II.	 Übergangsregelungen zur Zustän-
digkeit für die Planfeststellung

II.1	 Gesetzliche Ausgangslage

Gemäß § 2 Abs. 2 FStrBAG ist das FBA Anhörungs- 
und Planfeststellungsbehörde in Planfeststellungs- 
bzw. Plangenehmigungsverfahren, die auf Grund-
lage des § 17 FStrG durchgeführt werden. 
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Für Verwaltungsverfahren, die im Zeitpunkt des 
Zuständigkeitswechsels am 1. Januar 2021 bereits 
eingeleitet worden waren, enthält §  3 Abs. 1 
FStrBAG eine grundsätzliche Übergangsregelung, 
nach der das FBA im Rahmen seiner Zuständigkeit 
nach §  2 FStrBAG in bereits vor dem 1. Januar 
2021 eingeleitete Verwaltungsverfahren eintritt.

Abweichend hiervon sollten nach §  3 Abs. 2 
FStrBAG a. F. Planfeststellungs- und Plangeneh-
migungsverfahren, die zum 1. Januar 2021 bereits 
eingeleitet worden waren, von den Ländern fortge-
führt werden.

II.2	 Resultierende Rechtsunsicherheiten

Die gesetzliche Regelung führte zu Unsicherheiten 
über die Voraussetzungen und die zeitliche Reich-
weite des § 3 Abs. 2 FStrBAG. Dies galt insbeson-
dere hinsichtlich der Zuständigkeit für Fehlerhei-
lungs- und Klageverfahren und die Frage, wann 
ein Verfahren überhaupt als eingeleitet anzusehen 
ist.

Aufgrund der unklaren Abgrenzung der Zuständig-
keit von Bund und Ländern verblieb somit die Ge-
fahr einer fehlerhaft angenommenen Verbandszu-
ständigkeit.

II.3	 Gutachterliche Betrachtung

Zur Klärung der Problematik wurde eine gutachter-
liche Prüfung durch das FBA in Auftrag gegeben. 
Ziel dieser Prüfung war die Definition und Festle-
gung eines rechtssicheren Zeitpunkts für den Zu-
ständigkeitswechsel für Verfahren nach § 3 Abs. 2 
FStrBAG.

Im Ergebnis kam das beauftragte Gutachten zu 
dem Schluss, dass bei der gesetzlichen Über-
gangsregelung des § 3 Abs. 2 FStrBAG a. F. in ver-
schiedenen Fällen erhebliche Auslegungsspielräu-
me verblieben. Hieraus resultierte die Gefahr einer 
fehlerhaft angenommenen Verbandszuständigkeit, 
die wiederum zu einer gerichtlichen Beanstandung 
führen würde.

Es wurde daher, insbesondere im Hinblick auf Er-
gänzende Verfahren zur Fehlerheilung und dabei 
vorgenommene Planänderungen, Planergänzun-
gen und vorbehaltene Entscheidungen nach § 74 
Abs. 3 VwVfG, eine gesetzliche Klarstellung durch 
eine Ergänzung des § 3 Abs. 2 FStrBAG a. F. emp-
fohlen.

II.4	 Änderung des FStrBAG

Die gebotene Anpassung erfolgte schließlich durch 
das Neunte Gesetz zur Änderung des Bundesfern-
straßengesetzes und zur Änderung weiterer Vor-
schriften vom 31. Mai 2021, welches am 5. Juni 
2021 in Kraft trat. (BGBl. I 2021, S. 1221)

Durch die damit einhergehende Neufassung des 
§ 3 Abs. 2 FStrBAG erfolgte eine Klarstellung, dass 
die Zuständigkeit der Länder fortbesteht, soweit ein 
Planfeststellungsverfahren, ergänzendes Verfah-
ren, eine Planergänzung oder ein Planänderungs-
verfahren bereits vor dem 1. Januar 2021 eingelei-
tet worden ist. Dies gilt ebenso für im Zeitpunkt des 
Zuständigkeitswechsels bereits eingeleitete Verfah-
ren zur Umsetzung vorbehaltener Entscheidungen 
und wegen nicht voraussehbarer Wirkungen. Im 
Umkehrschluss besteht eine Zuständigkeit des 
FBA, soweit die vorgenannten Verfahren mit dem 
Stichtag 1. Januar 2021 eingeleitet werden. (Vgl. 
BT-Drs. 19/28511, S. 10) 

Für bestimmte Verfahren (z. B. Planergänzungen 
und ergänzende Verfahren zur Heilung von Fehlern 
nach § 17d Satz 1 FStrG) trifft § 3 Abs. 2 Satz 3 Nr. 
1 und 2 FStrBAG eine Ausnahmeregelung, soweit 
deren Einleitung nach dem 31. Dezember 2020 er-
folgt ist und diese sich auf vor dem 1. Januar 2021 
eingeleitete Planfeststellungs- oder Plangenehmi-
gungsverfahren beziehen, die noch nicht bestands-
kräftig sind. In diesen Fällen verbleibt es bei der Zu-
ständigkeit der Länder. 

Durch das Abstellen auf die Bestandskraft ist dabei 
sichergestellt, dass die Zuständigkeit der Länder 
zeitlich begrenzt ist und spätestens nach Abschluss 
etwaiger Klageverfahren endet. (Vgl. BT-Drs. 
19/28511, S. 11) Zudem wird ein effektiver Rechts-
schutz gewährleistet, da eventuelle Klagen nur ge-
gen einen Klagegegner zu richten sind.

Anders verhält es sich hingegen bei Planände-
rungsverfahren (§ 17d FStrG i. V. m. § 76 VwVfG), 
die nach dem 31. Dezember 2020 eingeleitet wer-
den. Da es sich bei der Planänderung um ein „neu-
es“, vom ursprünglichen Planfeststellungsverfahren 
getrenntes Verfahren und nicht um die Fortsetzung 
eines bereits eingeleiteten Verfahrens handelt, wer-
den diese vom FBA durchgeführt. 

Neben diesen Grundsätzen brachte die Änderung 
des FStrBAG auch im Hinblick auf den Zeitpunkt 
der Verfahrenseinleitung eine Klarstellung, indem 
der maßgebliche Zeitpunkt für die Einleitung eines 
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Verfahrens nunmehr in §  3 Abs. 2 Satz 6 und 7 
FStrBAG definiert wird. Entscheidend ist insofern 
der Zeitpunkt der Antragstellung auf Planfeststel-
lung oder Plangenehmigung bei der Anhörungs- 
oder Planfeststellungsbehörde. Nicht ausreichend 
sind hingegen Anträge auf Durchführung vorgela-
gerter Verfahrensschritte wie die Feststellung der 
UVP-Pflicht nach § 5 UVPG oder die Unterrichtung 
über den Untersuchungsrahmen nach § 15 UVPG.

III.	 Planungsrechtliche Grundsätze 
und Beschleunigungsmöglichkei-
ten bei der Beseitigung von Hoch-
wasserschäden

Die Hochwasserkatastrophe im Juli 2021 hatte teils 
massive Schäden an den Bundesfernstraßen in 
den Ländern Rheinland-Pfalz, Nordrhein-Westfalen 
und Bayern zur Folge. Zahlreiche Brücken und 
Straßen wurden von den Wassermassen beschä-
digt oder weggerissen.

Die schnellstmögliche Wiederherstellung der zer-
störten Infrastruktur ist eine Herausforderung, für 
die es galt, unbürokratische Mittel und Wege im 
Hinblick auf Genehmigungspflichten und Möglich-
keiten der Planungsbeschleunigung zu finden. Das 
BMDV hat in enger Zusammenarbeit mit dem FBA 
die planungsrechtlichen Grundsätze und Beschleu-
nigungsmöglichkeiten zusammengestellt, die bei 
der Beseitigung von Schäden aus Naturkatastro-
phen und anderen Naturereignissen in Betracht 
kommen. Das dabei erarbeitete Papier wurde den 
Obersten Straßenbaubehörden der Länder sowie 
der Autobahn GmbH und der DEGES als Rund-
schreiben des BMDV vom 27.07.2021 zur Verfü-
gung gestellt.

III.1	 Planungsrechtliche Grundsätze bei der 
Beseitigung von Hochwasserschäden

Einer Planfeststellung bedarf es gemäß § 17 Abs. 1 
Satz 1 FStrG nur im Falle des Baus und der Ände-
rung einer Bundesfernstraße. Mit „Bau“ ist insofern 
der Neubau einer bisher nicht vorhandenen oder 
die Verlegung einer bestehenden Straße gemeint, 
(M. KROMER, in: MÜLLER/SCHULZ, FStrG, 2. 
Aufl. 2013, § 17 Rdnr. 7 f.) während die „Änderung“ 
in § 17 Abs. 1 Satz 2 FStrG legaldefiniert ist. Dem-
nach liegt eine Änderung vor, wenn eine Bundes-
straße um einen oder mehrere durchgehende Fahr-
streifen für den Kraftfahrzeugverkehr baulich erwei-

tert wird (Nr. 1) oder in sonstiger Weise erheblich 
baulich umgestaltet wird (Nr. 2).

Während die bauliche Erweiterung um durchgehen-
de Fahrstreifen auf die Steigerung der verkehrli-
chen Leistungsfähigkeit einer Straße gerichtet ist 
und damit einem Ausbau entspricht, gestaltet sich 
die Abgrenzung des Begriffs der „erheblichen bau-
lichen Umgestaltung“ ungleich schwieriger. Bei der 
Auslegung dieses unbestimmten Rechtsbegriffs ist 
auf den Umfang der baulichen Änderungsmaßnah-
me abzustellen und nicht auf etwaige zusätzlich 
entstehende Belastungen. 

Beschränkt sich die Bautätigkeit auf die reine Wie-
derherstellung des vor dem Hochwasser bestande-
nen und bereits planfestgestellten Zustands, liegt 
keine erhebliche bauliche Umgestaltung und damit 
auch keine Änderung vor. Vielmehr handelt es sich 
bei der Wiederherstellung einer zerstörten Anlage 
und insbesondere bei der Beseitigung von Schäden 
infolge von Naturereignissen um eine Unterhaltung 
(Ersatzneubau). (Vgl. Beschluss des OVG SA vom 
10.04.2019, Az. 2 M 50/18, Rdnr. 6; T. TEGTBAUER, 
in: KODAL, Straßenrecht, 7. Aufl. 2010, Kap. 13 
Rdnr. 12.3-12.5)

Über die reine Wiederherstellung hinaus sind eben-
so konstruktive Anpassungen und bautechnische 
Änderungen eines Bauwerks genehmigungsfrei 
möglich, soweit es aufgrund neuer technischer Vor-
gaben erforderlich ist. Dies ist insbesondere bei äl-
teren Bauwerken relevant, die aufgrund einer tech-
nisch unzeitgemäßen Bauweise nicht unverändert 
wiederaufgebaut werden sollen. 

Zwar stellen solche konstruktiven Anpassungen an 
aktuelle Regelwerke, Standards, Sicherheits- oder 
Verkehrsbedürfnisse eine bauliche Umgestaltung 
der Straße dar. Jedoch sind diese nicht erheblich 
und somit keine Änderung im Sinne von § 17 Abs. 1 
Satz 2 FStrG. (Vgl. BT-Drs. 19/15626, S. 11)

III.2	 Planungsrechtliche Beschleunigungs-
möglichkeiten bei der Beseitigung von 
Hochwasserschäden

Darüber hinaus bietet das Planungsrecht eine Rei-
he von Beschleunigungsmöglichkeiten, die zur 
Schadensbeseitigung infolge von Hochwasser- 
oder anderen Naturereignissen Anwendung finden 
können.

Stellt sich eine Schadensbeseitigungsmaßnahme 
auch unter Anwendung der zuvor genannten Grund-
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sätze als Änderung einer Bundesfernstraße dar, be-
steht gemäß § 17b Abs. 1 FStrG i. V. m. § 74 Abs. 6 
VwVfG die Möglichkeit der Plangenehmigungsertei-
lung ohne die Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung. Darüber hinaus kommt auch ein 
Verzicht auf Planfeststellung oder Plangenehmi-
gung gemäß § 17b Abs. 1 Nr. 1 FStrG i. V. m. § 74 
Abs. 7 VwVfG in Betracht, soweit die gesetzlichen 
Voraussetzungen vorliegen.

Auf die Anwendung des UVPG und damit auch auf 
die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprü-
fung kann gemäß § 1 Abs. 3 UVPG verzichtet wer-
den, soweit ein eigentlich planfeststellungspflichti-
ges Vorhaben der ausschließlichen Bewältigung 
von Katastrophenfällen dient.

§ 1 Abs. 3 UVPG gibt der zuständigen Behörde inso-
fern das Recht zur Entscheidung der gänzlichen 
oder teilweisen Nichtanwendung des UVPG im Ka-
tastrophenfall. (PETERS/BALLA/HESSELBARTH, 
UVPG, 4. Aufl. 2019, § 1 Rdnr. 57).

Voraussetzung für den Verzicht der Anwendung des 
UVPG ist indes, dass sich seine Anwendung nach 
Einschätzung der Behörde negativ auf den mit dem 
Vorhaben verbundenen Zweck der Katastrophen-
bewältigung auswirken würde. 

Soweit die konkrete Ausgestaltung des Vorhabens 
auch von anderen Motiven mitbestimmt wird und 
gegebenenfalls weitere Ziele fördert, schadet dies 
grundsätzlich nicht. (SCHINK/REIDT/MITSCHANG/
TEPPERWIEN, UVPG, 1. Aufl. 2018, § 1 Rdnr. 13).

Überwiegen hingegen andere Ziele als die Scha-
densbeseitigung und bedarf die Baumaßnahme der 
Durchführung eines Planfeststellungsverfahrens 
kann in diesem Fall auf die Auslegung der Planun-
terlagen gemäß § 73 Abs. 3 Satz 2 VwVfG sowie 
auf die Durchführung eines Erörterungstermins ge-
mäß § 17a FStrG i. V. m. § 73 Abs. 6 VwVfG ver-
zichtet werden. 

III.3 	 Praktische Umsetzung der erarbeiteten 
Grundsätze und Beschleunigungsmög-
lichkeiten

Im September 2021 erfolgte zeitnah die Verab-
schiedung des Aufbauhilfegesetzes 2021 zur Ände-
rung des Bundesfernstraßengesetzes, wodurch 
eine bundeseinheitliche Regelung zur Vereinfa-
chung und Beschleunigung des Wiederaufbaus der 
Bundesfernstraßen geschaffen wurde. (Vgl. BT-
Drs. 19/32039, S. 20).

Der hierdurch neu eingefügte Satz 3 ergänzte die 
bereits in § 17 Abs. 1 FStrG enthaltenen Regelbei-
spiele, in denen die Verpflichtung zur Durchführung 
eines Planfeststellungs- oder eines Plangenehmi-
gungsverfahrens mangels der Erheblichkeit der 
baulichen Umgestaltung einer Straße entfällt.

Durch die nunmehr erfolgte Konkretisierung wird 
klargestellt, dass der Fall des erforderlichen Wie-
deraufbaus nach einer Naturkatastrophe keine Än-
derung im Sinne von § 17 Abs. 1 Satz 2 FStrG dar-
stellt, selbst wenn damit gebotene bauliche Umge-
staltungen und wesentliche Änderungen am Grund- 
und Aufriss einhergehen. (Vgl. BT-Drs. 19/32039, 
S. 19) Dies gilt jedenfalls dann, wenn die Maßnah-
me in einem räumlich begrenzten Korridor entlang 
des Trassenverlaufs erfolgt, um die Bundesfern-
straße vor Naturereignissen zu schützen.
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Martin Regnath	 
Prokurist und Geschäftsbereichsleiter Recht	  
Die Autobahn GmbH des Bundes, Berlin

Aufbau eines Rechtsbereichs in 
Corona-Zeiten – Ein Werkstattbe-
richt

I.	 Wie alles begann

Als die Autobahn GmbH des Bundes am 13. Sep-
tember 2018 gegründet wurde, war ein Rechtsbe-
reich als solcher nicht vorgesehen. Es war ange-
dacht lediglich eine Abteilung Recht im Geschäfts-
bereich Interne Dienste, neben den Abteilungen 
Fuhrparkmanagement, Immobilien und Einkauf, 
anzusiedeln und die projektbezogenen Rechtsthe-
men ausschließlich in der Fläche (in den zehn Nie-
derlassungen) betreuen zu lassen. 

Mit der Arbeitsaufnahme der Geschäftsführung am 
01. März 2019 fand ein Umdenken statt. Die Etab-
lierung eines zentralen Rechtsbereichs mit einer 
direkten Berichtslinie zur Geschäftsführerin Finan-
zen, Frau Anne Rethmann, wurde beschlossen. 
Dieser Bereich sollte nun künftig auch koordinie-
rend in das operative Geschäft eingreifen - einher-
gehend mit einer fachlichen Weisungsbefugnis in 
die Fläche - und Standards setzten. Für diese Auf-
gaben musste der Geschäftsbereich Recht ent-
sprechend der Kernrechtsgebiete Fachabteilun-
gen schaffen. Daraus resultierten die fünf Abteilun-
gen Bauvertrags- und Zivilrecht, Gesellschafts-
recht, Grunderwerb, Planungs- und Umweltrecht 
sowie Vergaberecht. Da die operative Verantwor-
tung jedoch weiterhin bei den Niederlassungen ge-
sehen wurde, fiel das Personalkonzept schmal 
aus.

Im Februar 2020 sollte das Vorhaben Aufbau Ge-
schäftsbereich Recht endlich starten. Der Plan 
sah, neben einer schnellen Einwerbung von erfah-
renen Kolleginnen und Kollegen, die gezielte För-
derung von Frauen in Führungspositionen vor. Zu-
dem sollten die Kolleginnen und Kollegen in der 
Fläche durch intensive persönliche Gespräche 
über den Aufbau des Geschäftsbereichs Recht der 
Zentrale informiert werden. (Über den Transforma-
tionsprozess wird an späterer Stelle noch berich-
tet.) Dafür waren viele Reisen in die Niederlassun-

gen geplant, da der persönliche Kontakt für das 
Zusammenwachsen eines jungen Unternehmens 
immanent wichtig ist. Doch dann kam Corona. 

II.	 Teambuilding unter virtuellen Be-
dingungen

Am 16. März 2020 wurde die Arbeit flächende-
ckend ins Homeoffice verlagert. Die Reisepläne 
mussten ausgesetzt und die Gespräche in den vir-
tuellen Raum verlegt werden. Auch der Onboar-
dingprozess wurde zu einer Herausforderung. Er 
musste komplett virtuell durchgeführt werden. Der 
Personalaufwuchs geriet ins Stocken. Ein neuer 
Plan musste her.  

Aufgrund des Personalmangels waren wir ge-
zwungen von der üblichen Verfahrensweise, inter-
ne Beratungsmandate anzunehmen und abzuar-
beiten, abzuweichen und sehr hart zu priorisieren; 
auch gegenüber der Geschäftsführung. In der ers-
ten Priorität wurden nur Themen bearbeitet, die für 
den Betriebsstart zum 1. Januar 2021 relevant wa-
ren und bei deren Nichterfüllung ein erheblicher 
Schaden drohte. Zu den hochprioritären Themen 
zählten: Kooperationsvereinbarungen mit den 
Bundesländern, Basis-IT, Übernahme laufender 
Rechtsverfahren, Organisationsverpflichtung der 
Geschäftsführung, Aufbau eines digitalen Verga-
beworkflows, Gewährleistung eines stringenten 
Vier-Augen-Prinzips. Alles andere wurde rigoros 
nach hinten priorisiert.

Schon unter normalen Umständen ist der Aufbau 
eines Geschäftsbereichs innerhalb eines neuen 
Unternehmens eine Herausforderung. Doch er 
wird zu einer Mammutaufgabe, wenn die Vertrau-
ensbildung und das Schaffen eines Wir-Gefühls - 
die Schmiermittel jeder guten Zusammenarbeit - in 
den virtuellen Raum verlagert werden müssen. Um 
den Personalmangel abzufedern wurde der Re-
cruitingprozesses deutlich abgekürzt. Er hatte die 
inhomogene Zusammensetzung des Teams mit 
zahlreichen Freelancern, zum Teil bereits Pensio-
näre, zur Folge. Teambuilding war hier nun umso 
wichtiger. Doch wie?

Zunächst haben wir sehr drauf geachtet, täglich 
miteinander im Homeoffice zu kommunizieren. 
Das war eines der Rituale, die wir uns als Bereich 
geschaffen haben, um die Zusammengehörigkeit 
zu stärken. Wir duzen uns im Team, trotz der Al-
tersunterschiede und der traditionellen Branche. 
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Des Weiteren war das oberste Gebot eine gemein-
same Zielvorstellung. Wir haben uns konsequent 
auf die Tag-1-Bereitschaft der Gesellschaft fokus-
siert. Zudem haben wir uns auf Oberziele verstän-
digt und uns bei dem Weg dorthin hohe individuel-
le Freiräume gegeben. Wichtig war auch eine ge-
lebte Fehlerkultur: Wir gewinnen zusammen und 
wir verlieren zusammen.

III.	 Herausforderungen des Transfor-
mationsprozesses

Die Herausforderungen des Transformationspro-
zesses bestanden vor allem darin, dass die Kolle-
ginnen und Kollegen in der Fläche einen doppelten 
Kulturwandel zu bewältigen hatten: aus 16 Auto-
bahnverwaltungen der Länder wurden zehn Nie-
derlassungen. Teilweise kommen in einer Nieder-
lassung Menschen aus drei unterschiedlichen 
Bundesländern zusammen. Zusätzlich war der 
Übergang von der Behördenstruktur in die GmbH-
Struktur zu leisten. Solche Veränderungsprozesse 
sind vor allem Kommunikationsprozesse. Wie ein-
gangs erwähnt war es uns wichtig die Kolleginnen 
und Kollegen in allen Niederlassungen aufzusu-
chen, mit ihnen zu sprechen, zuzuhören und zu 
netzwerken. Doch unter Corona-Bedingungen 
mussten wir auf virtuelle Fachboards umschwen-
ken. Für den jeweiligen Themenschwerpunkt kom-
men dort Experten aus der Fläche unter Leitung 
der Zentrale zusammen. Einmal mehr lernten wir: 
bei konsequenter Zielorientierung und Disziplin 
kann eine gute und fruchtbare Zusammenarbeit im 
virtuellen Raum gelingen.

Von unserem ursprünglichen Plan, eine Bestands-
aufnahme aller in den bisherigen 16 Ländern übli-
chen Prozessabläufe vorzunehmen, diese ge-
meinsam zu analysieren und zu bewerten, um sie 
dann gemeinsam zu einem „best of“ zusammen-
führen, mussten wir abweichen. Aufgrund der Co-
rona-Situation und des Personalmangels sahen 
wir uns gezwungen Prozessvorgaben zu machen. 
Akzeptanz haben wir dadurch geschaffen, dass 
wir den Niederlassungen freigestellt haben, uns 
für die Transformationsphase abweichende Pro-
zesse vorzuschlagen. Abweichungen vom Regel-
prozess wurden von uns geprüft und freigegeben. 
Das war ein gangbarer Weg. 

IV.	 Tag 1 ist geschafft – und jetzt?

Mit dem 01. Januar 2021 hat die Autobahn GmbH 
des Bundes offiziell ihre Arbeit aufgenommen. 
Dennoch arbeiten wir weiter daran, den Regelbe-
trieb aufzusetzen: Es werden Guidelines für inter-
ne Beratungsprojekte diskutiert und etabliert. 
Neue, teils branchenfremde Kolleginnen und Kol-
legen aus der Fläche sind zu integrieren. Ein An-
waltspanel muss bundesweit gebildet werden. Und 
noch vieles mehr.

Die Autobahn GmbH wurde gegründet, um das 
Planen, Bauen, Erhalten und Betreiben der Auto-
bahnen effektiver, effizienter und innovativer zu 
machen. Dabei wollen wir mitgestalten. Wir wollen 
Innovationstreiber sein. Sobald die Grundstruktu-
ren solide stehen, werden wir entsprechende Pro-
jekte pilotieren. Auch das wird ein Kulturprojekt!

Zudem verfolgen wir weitere Zukunftsthemen. Wir 
wollen Verträge mit partnerschaftlichem Ansatz, 
die alle am Planen und Bauen Beteiligten lesen, 
verstehen und anwenden können.

Wünschenswert sind Vergabeverfahren, in denen 
wir nicht den billigsten, sondern den am besten ge-
eigneten Vertragspartner gewinnen können. 
Rechtliche Hürden auf dem Weg zur Digitalisie-
rung aus dem Weg schaffen, das ist unser Ziel. Wir 
kümmern uns darum, dass wir bei einschlägigen 
Novellen von Gesetzen und Verordnungen betei-
ligt sind.
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Prof. Dr. Max-Jürgen Seibert, Bonn
Vorsitzender Richter am OVG a.D. 

Luftreinhaltepläne in der gerichtli-
chen Auseinandersetzung – ein 
Werkstattbericht

I. 	 Klagen als umweltpolitisches 
Durchsetzungsinstrument

Die Luftreinhalteplanung ist durch zahlreiche Kla-
gen im Zusammenhang mit Luftreinhaltplänen in 
den besonderen Blick von Politik und Öffentlichkeit 
gelangt. Die Forderung nach „Dieselfahrverboten“ 
und die Angst vor solchen Verboten haben die Ge-
sellschaft gespalten und die Behörden zum Han-
deln veranlasst. Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) 
hat bundesweit wegen der Überschreitung des 
Luftqualitätsgrenzwerts für Stickstoffdioxid (NO2) 
in 40 deutschen Städten Klagen erhoben. Die Kla-
gen waren jeweils auf den Erlass oder die Fort-
schreibung eines Luftreinhalteplans gerichtet, der 
die erforderlichen Maßnahmen zur schnellstmögli-
chen Einhaltung des über ein Kalenderjahr gemit-
telten Grenzwertes1 für NO2 in Höhe von 40 µg/m³ 
im jeweiligen Stadtgebiet enthält. 

Zur Erinnerung: Die Immissionsgrenzwerte für 
Stickstoffdioxid und andere Luftschadstoffe sind 
durch die Richtlinie 2008/50/EG vom 21. Mai 2008 
verbindlich vorgegeben und seit dem 1. Januar 
2010, also seit mehr als zehn Jahren einzuhalten. 
Bekannt sind sie sogar schon seit mehr als 20 Jah-
ren, so dass Verwaltung und Politik sich langfristig 
darauf hätten einstellen können und müssen. Wer-
den die Immissionsgrenzwerte u. a. für NO2 über-
schritten, hat die zuständige Behörde nach §  47 
Abs. 1 Satz 1 BImSchG einen Luftreinhalteplan 
aufzustellen, welcher die erforderlichen Maßnah-
men zur dauerhaften Verminderung von Luftverun-
reinigungen festlegt. Nach §  47 Abs. 1 Satz 3 
BImSchG müssen die Maßnahmen eines Luftrein-
halteplans geeignet sein, den Zeitraum einer Über-

1	 § 3 Abs. 2 der 39. BImSchV, der Art. 13 Abs. 1 i. V. m. Anhang XI Abschnitt B der Luftqualitätsrichtlinie (Richtlinie 2008/50/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2008 über Luftqualität und saubere Luft für Europa) umsetzt

2	 Vgl. insbesondere EuGH, Urteil vom 19.12.2019 – C-752/18 -; BayVGH, Beschlüsse vom 9.11.2018 - 22 C 18.1718 -, vom 
14.8.2018 - 22 C 18.583, 22 C 18.667 - und vom 27.2.2017 - 22 C 16.1427 -; VG München, Beschlüsse vom 29.1.2018 - M 19 X 
17.5464 u. a. – und vom 21.6.2016 - M 1 V 15.5203 -; VGH BW, Beschlüsse vom 14.5.2020 - 10 S 461/20 -; vom 28.6.2019 - 10 
S 1429/19 –, und vom 9.11.2018 - 10 S 1808/18 -; VG Stuttgart, Beschlüsse vom 3.7.2020 - 17 K 3162/20 -, vom 21.1.2020 - 17 
K 5255/19 -, vom 18.7.2019 - 17 K 1582/19 – und vom 26.4.2019 - 17 K 1582/19 -. Ferner KLINGER, NVwZ 2019, 1332; WILL, 
VerwArch 2019, 312; KRING, NVwZ 2019, 23.

schreitung von bereits einzuhaltenden Grenzwer-
ten so kurz wie möglich zu halten.

Bundesweit bekannt geworden sind insbesondere 
die Verfahren zu den Luftreinhalteplänen in Mün-
chen und Stuttgart, nicht zuletzt wegen der Voll-
streckungsprobleme2. Klageschwerpunkt war in-
des das Land NRW, wo die Luftreinhaltepläne für 
14 Städte zum Gegenstand von Klagen gemacht 
wurden (Aachen, Bielefeld, Bochum, Bonn, Dort-
mund, Düren, Düsseldorf, Essen, Gelsenkirchen, 
Hagen, Köln, Oberhausen, Paderborn, Wupper-
tal); dabei hat das Essener Verfahren in der Öffent-
lichkeit besondere Aufmerksamkeit erfahren, weil 
das VG Gelsenkirchen ein Dieselfahrverbot für ei-
nen Autobahnabschnitt angeordnet hatte. 

Der 8. Senat des OVG NRW hat zunächst in einem 
zweitägigen Beweis- und Erörterungstermin grund-
legende Fragen mit Sachverständigen und mit den 
Beteiligten erörtert. Im Mittelpunkt standen die wis-
senschaftlichen Grundlagen der Grenzwerte, die 
Aufstellung der Messstellen, verkehrsplanerische 
Überlegungen und Fragen der Verhältnismäßig-
keit. Dieser Termin war für die Akzeptanz und 
Überzeugungsbildung von enormer Bedeutung 
und hat wesentlich zu einer Beruhigung in der öf-
fentlichen Diskussion beigetragen.

In zwei  Grundsatzentscheidungen hat der Senat 
dann über die Klagen zu Aachen und Köln ent-
schieden. In der Folgezeit ist die Anregung, Ver-
gleichsverhandlungen zu führen, von den Beteilig-
ten aufgegriffen worden. Das Land NRW, die DUH 
sowie die jeweiligen Städte haben auf der Grund-
lage der Senatsrechtsprechung vor dem Senat in 
11 Verfahren umfangreiche Vergleiche abge-
schlossen. Nach meiner Pensionierung im vorigen 
Jahr habe ich auf Bitten der Beteiligten auch die 
Vergleichsverhandlungen in den beiden bereits 
vom Oberverwaltungsgericht entschiedenen Ver-
fahren zu den LRPen Aachen und Köln erfolgreich 
moderiert; die beiden beim BVerwG anhängigen 
Revisionen sind deshalb ohne gerichtliche Ent-
scheidung eingestellt worden. In diesem Jahr ist 
schließlich auch das 14. Verfahren zum LRP Düs-
seldorf, bei dem es um die Vollstreckung aus dem 
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Urteil des Bundesverwaltungsgerichts ging, unter 
meiner Leitung durch Vergleich abgeschlossen 
worden. Damit sind in NRW alle Verfahren durch 
Vergleich beendet worden.

Es ist nicht zu leugnen, dass die Klagen von Pri-
vatpersonen3 und insbesondere der DUH Druck 
erzeugt und Bewegung in die Luftreinhalteplanung 
gebracht haben. Sie haben eine Debatte über die 
Notwendigkeit einer Verkehrswende auf breiterer 
Ebene angestoßen bzw. beschleunigt. Die Klage-
verfahren zwingen dazu, sich mit den Umset-
zungsdefiziten auseinanderzusetzen und Lö-
sungsoptionen anzubieten. In der Folge wurden 
Gerichte bereits als Motor der Verkehrswende 
identifiziert.4 

II.	 Luftreinhaltung als Planung 

Die Luftreinhaltungsplanung lässt sich nicht so ohne 
Weiteres in das klassische Planungsrecht einord-
nen. Während Planung typischerweise ergebnisof-
fen ist, ist bei der Luftreinhaltung Anlass und Ziel 
der Planung die Einhaltung bestimmter rechtlich 
verbindlich vorgegebener (Luftqualitäts-)Grenzwer-
te. Die Überschreitung der Grenzwerte löst die Ver-
pflichtung zum Planerlass aus.5 Das kann zu einer 
nicht unproblematischen Alternativen- und Lö-
sungsreduktion führen. Im Vordergrund steht, auf 
welche Weise eine Einhaltung der Grenzwerte  er-
reicht werden kann. Welche Auswirkungen ange-
ordnete Maßnahmen an anderer Stelle und auf an-
dere Rechtsgüter haben, tritt in den Hintergrund, 
solange keine Grenzwerte überschritten werden. 
Diese einseitige Ausrichtung spitzt sich zu, wenn 
Maßnahmen zur schnellstmöglichen Zielerreichung 
erforderlich sind. Der Blick verengt sich auf kurzfris-
tig wirkende Maßnahmen, die regelmäßig weniger 
Alternativen zulassen. Gleichzeitig ist aber die Be-
urteilung, in welchem Umfang welche Maßnahmen 
zu einer Grenzwerteinhaltung führen können, ein 
hochkomplexer, schwieriger Ermittlungsprozess mit 
zahlreichen Variablen und Unsicherheiten. 

3	 Paradigmatisch: EuGH, Urteil vom 25.7.2008 - C-237/07 – (JANECEK), der den Weg für subjektive Klagerechte auf Einhaltung 
der Luftqualitätsgrenzwerte geebnet hat.

4	 Vgl. etwa WEIDEMANN, NVwZ-Editorial, NVwZ 2019, Heft 4
5	 Es soll hier nur die in gerichtlichen Verfahren relevante obligatorische Luftreinhalteplanung des § 47 Abs. 1 und 2 BImSchG, nicht 

die fakultative des 47 Abs. 3 BImSchG betrachtet werden.
6	 EuGH, Urteil vom 5.4.2017 - C-488/15 -, ZUR 2017, 417 = juris Rn. 109; BVerwG, Urteile vom 27.2.2018 - 7 C 30.17 -, BVerwGE 161, 

201 = juris Rn. 34, vom 27.2.2018 - 7 C 26.16 -, NJW 2018, 2074 = juris Rn. 31, und vom 5.9.2013 - 7 C 21.12 -, BVerwGE 147, 
312 = juris Rn. 59; OVG NRW, Urteile vom 31.7.2019 – 8 A 2851/18 -, juris Rn. 181 vom 12.9.2019 - 8 A 4775/18 -, juris Rn. 175.

7	 OVG NRW, Urteile vom 31.7.2019 – 8 A 2851/18 -, juris Rn. 326, und vom 12.9.2019 - 8 A 4775/18 -, juris Rn. 329.
8	 Ebenso REIMER, EurUP 2019, 371 (375).

II.1	 Erkenntnisungewissheiten und Progno-
seunsicherheiten

Die Luftreinhaltungsplanung stellt Behörden und 
Gerichte vor ein sehr schwierig zu bewältigendes 
Spannungsverhältnis: Einerseits verlangt das Uni-
onsrecht ein sicheres schnellstmögliches Einhal-
ten der Grenzwerte; andererseits kann die unsi-
cherheitsbehaftete Planungsentscheidung auf-
grund ihrer prognostischen Natur nur bedingt ge-
währleisten, dass sich die Luftschadstoffwerte 
nicht ungünstiger als im Luftreinhalteplan ange-
nommen entwickeln.

Der EuGH versteht die Pflicht zur Herstellung einer 
grenzwertkonformen Luftqualität als „Ergebnisver-
pflichtung“. Welche Maßnahmen die zuständige 
Behörde ergreifen muss, ist gesetzlich nicht gere-
gelt. Sie hat insoweit einen planerischen Gestal-
tungsspielraum, dessen Ausübung sie am Ziel der 
schnellstmöglichen Einhaltung des Immissions-
grenzwerts ausrichten muss.6 Der Luftreinhalte-
plan muss auf einer ordnungsgemäßen Prognose 
der Entwicklung der Immissionsgrenzwerte beru-
hen. 

Es liegt im Wesen auch der ordnungsgemäß er-
stellten Prognose, dass sie sich bewahrheiten 
kann oder auch nicht7; darauf aufbauende Rege-
lungen sind Handeln im Ungewissen. Allerdings 
sind die Ungewissheiten und Unsicherheiten bei 
der Regelung und Beeinflussung des Straßenver-
kehrs besonders groß und vielfältig.8 Prognosen, 
ob mit den in einem Luftreinhalteplan vorgesehe-
nen Maßnahmen die Grenzwerte in naher Zukunft 
eingehalten werden können, sind daher in gestei-
gertem Maße risikobehaftet. 

Die Eintrittswahrscheinlichkeit der prognostizier-
ten Messwerte hängt von unzähligen Faktoren ab, 
die ineinandergreifen und ihrerseits teilweise nur 
sehr schwer zu bestimmen sind. Eine ordnungsge-
mäße Prognose muss aufwändig die Entwicklung 
der Verkehrsbelastung und die konkrete Zusam-
mensetzung des Verkehrs nach den gängigsten 
Fahrzeugtypen wie Pkw, leichte und schwere Nutz-
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fahrzeuge oder Busse ermitteln. Zu bestimmen ist 
ferner der Anteil an Dieselfahrzeugen. Der zu er-
wartende NOx-Ausstoß wird anhand von Emissi-
onsfaktoren abgeschätzt, die ihrerseits von vielen 
Variablen abhängen. So sind beispielsweise die 
NOx-Emissionen von Diesel-Pkw von der Umge-
bungstemperatur abhängig; sie steigen mit abneh-
mender Temperatur, was bislang nicht umfassend 
berücksichtigt wurde. Zugrundegelegt wird das 
Handbuch der Emissionsfaktoren, das alle vier bis 
sechs Jahre aktualisiert wird.9 Die Ende 2019 er-
schienene neueste Fassung 4.1 kommt z. B. unter 
Berücksichtigung der Temperaturabhängigkeit und 
der realen Betriebsbedingungen zu höheren Emis-
sionsfaktoren bei den Euro 4, 5 und 6 - Diesel-Pkw 
als die Vorgängerversion. 

Ob und in welchem Umfang bestimmte Maßnah-
men einzeln oder in Kombination zu einer Reduzie-
rung der NO2-Belastung führen, hängt wiederum 
von zum Teil schwer zu prognostizierenden Ent-
wicklungen des Mobilitätsverhaltens ab. Welche 
Auswirkung hat ein ausgeweitetes Angebot im 
ÖPNV oder ein 365 Euro-Jahresticket auf das Nut-
zungsverhalten? Inwieweit ermutigen zusätzliche 
und sicherere Radwege zur vermehrten Nutzung 
des Fahrrads? Wie wirken sich die Erhöhung der 
Parkplatzgebühren und/oder die Beeinflussung des 
Parksuchverkehrs aus? 

Die Belastung durch Parksuchverkehr ist übri-
gens kein neues Phänomen. Schon 1984 sang 
Herbert Grönemeyer in seinem Lied „Mambo“: 
„Ich drehe schon seit Stunden hier so meine 
Runden. … Ich finde keinen Parkplatz, ich 
komm‘ zu spät zu dir, mein Schatz“.

Die Liste solcher weichen Faktoren, die als Be-
standteile einer als notwendig erkannten Verkehrs-
wende unentbehrlich sind, ließe sich beliebig fort-
setzen.

Eine beachtliche Prognoseunsicherheit folgt auch 
aus einer Vielzahl weiterer nicht oder kaum beein-
flussbarer Faktoren, die im Zusammenspiel aber 
konstitutiv für eine komplexe Luftreinhalteplanung 
sind, wie z. B. der Entwicklung der Hintergrundbe-
lastung, der Veränderung der Fahrzeugflotte (Neu-

9	 Die wissenschaftlichen Grundlagen zu diesem Handbuch werden federführend vom Schweizer Umwelt- und Verkehrsforschungs-
institut INFRAS erarbeitet.

10	 Zum schillernden Begriff der Plausibilität als richterlicher Maßstab vgl. näher BECKMANN, Der Kontrollauftrag der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit, in: FS Seibert 2020, S. 13 ff.

11	 OVG NRW, Urteile vom 31.7.2019 – 8 A 2851/18 -, juris Rn. 320 ff. und vom 12.9.2019 - 8 A 4775/18 -, juris Rn. 322 ff.; ebenso 
OVG Hamburg, Urteil vom 29.11.2019 - 1 E 23/18 -, juris Rn. 286 ff.

12	 BVerwG, Urteil vom 27.2.2020 – 7 C 3.19 -, juris Rn. 48 ff.

kauf, Weiterentwicklung der Modelle, Elektroan-
trieb) oder veränderten Wetterverhältnissen. Seit 
Anfang 2020 sind die schwer abzuschätzenden 
Auswirkungen der Corona-Pandemie auf das Ver-
kehrsgeschehen hinzugetreten. Die Zurückhaltung 
gegenüber öffentlichen Verkehrsmitteln hat zu ei-
nem partiellen Umstieg auf den Individualverkehr 
geführt; umgekehrt bewirkt die vermehrte Inan-
spruchnahme von Homeoffice und Videokonferen-
zen ein geringeres Verkehrsaufkommen.

II.2	 Überprüfungsintensität

Was folgt daraus für die Kontrollintensität durch 
die Gerichte? Nach zutreffender Auffassung des 
BVerwG muss die Eintrittswahrscheinlichkeit der 
Maßnahmen plausibel10 sein; dies ist nicht der 
Fall, wenn der Wirkungseintritt ungewiss ist. Die 
Prognose darf daher nicht eine zu „optimistische“ 
Sichtweise einnehmen, sondern muss von realisti-
schen, belastbaren und hinreichend konservativen 
Annahmen ausgehen. Dies gilt umso mehr, als die 
Luftbelastung auch von nicht beeinflussbaren Fak-
toren wie insbesondere dem Wetter abhängt.

Bei der Bewältigung des Spannungsverhältnisses 
zwischen Prognoseunsicherheit und Ergebnisver-
pflichtung ist das OVG NRW11 noch einen Schritt 
weiter gegangen. Die zuständige Behörde müsse 
bereits bei Planerlass auf einer zweiten Stufe mög-
liche weitere Maßnahmen für den Fall bereithalten, 
dass sich die Prognose der Grenzwerteinhaltung 
als zu positiv erweisen und absehbar nicht verwirk-
lichen sollte. Weil die Behörde objektiv nicht in der 
Lage ist, die in der Natur der Sache liegenden Pro-
gnoseunsicherheiten aufzulösen, muss sie – ge-
wissermaßen kompensatorisch – engmaschig im 
Blick behalten, wie sich die tatsächlich gemesse-
nen Werte entwickeln und darauf zügig mit zusätz-
lichen oder verschärften Maßnahmen reagieren. 
Die Ausrichtung an tatsächlich gemessenen Wer-
ten ermöglicht eine präzisere und zugleich siche-
rere Feinsteuerung. Die zweite Stufe soll eine Art 
Auffangnetz bilden. 

Das BVerwG hat sich in seinem Reutlinger Urteil 
vom 27.2.202012 nicht der Auffassung des OVG 
NRW angeschlossen. Es sah die Gefahr, dass die 
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zuständige Behörde eine Vielzahl von Szenarien 
einem aufwändigen Prüfprogramm unterziehen 
und je nach unterstelltem Grad der Zielverfehlung 
unterschiedliche Reaktionskonzepte und in die-
sem Zusammenhang auch differenzierende Über-
legungen zur Verhältnismäßigkeit etwaig vorzuhal-
tender Maßnahmen anstellen müsse. 

Auch wenn das BVerwG einer Verpflichtung der 
Behörde zur Berücksichtigung einer zweiten Stufe 
eine Absage erteilt hat, darf die Behörde von sich 
aus Maßnahmen vorsehen für den Fall, dass sich 
die Messwerte ungünstiger als prognostiziert ent-
wickeln. Eine derartige Stufung kann in einer pro-
gressiven Verschärfung einer angeordneten Maß-
nahme wie z. B. einer weiteren Reduzierung des 
Verkehrs durch Pförtnerung über eine Lichtzei-
chenanlage oder in einer zusätzlichen Maßnahme 
wie z. B. einem Lkw-Durchfahrtsverbot bestehen, 
falls die Messwerte sich nicht wie prognostiziert 
entwickeln. Umgekehrt kann der Plangeber regeln, 
dass bei sicherer Unterschreitung der Messwerte 
eine Maßnahme abgemildert oder ganz auf sie 
verzichtet wird. Damit wird in besonderer Weise 
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit Rechnung 
getragen. 

Die Mehrzahl der Vergleiche zur Fortschreibung 
der Luftreinhaltepläne in NRW sieht ergänzende 
Maßnahmen für den Fall vor, dass zu einem fest-
gelegten Zeitpunkt die Grenzwerte noch nicht ein-
gehalten sind. Für dieses Vorgehen spricht, dass 
eine Orientierung an der tatsächlichen Immissi-
onssituation stattfindet und damit die Diskussion 
um die Plausibilität der Prognosen teilweise ent-
schärft wird.

III. Messstellen

In der öffentlichen Diskussion um „Dieselfahrver-
bote“ wurde die angeblich falsche Aufstellung von 
Messstellen zunächst als ein wesentlicher Grund 
für die Grenzwertüberschreitungen in Deutschland 
angesehen. Von den vielen hundert Messstellen in 
Europa erlangte eine Station in Thessaloniki be-
sondere Berühmtheit, weil sie sich auf einem 

13	 Bundesverkehrsminister SCHEUER in der Talkrunde bei Maybritt ILLNER am 31.1.2019. Tatsächlich stehen in der Stadt Wien 16 
Messstationen. Lediglich an einer stark befahrenen Einfallstraße mit eng angrenzender Wohnbebauung (Messstelle 3,5 m vom 
Fahrbahnrand entfernt) wurde 2018 ein Jahresmittelwert für NO2 über 40 μg/m3 gemessen (42 μg/m3). 

14	 Art. 5 bis 7 der Luftqualitätsrichtlinie (Richtlinie 2008/50/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Mai 2008 über 
Luftqualität und saubere Luft für Europa) i.V.m. Anhang III.

15	 §§ 12 bis 14 der 39. BImSchV i.V.m. Anhang 3.
16	 Sachverständiger Dr. VOGT (LANUV NRW) im Beweistermin des OVG NRW vom 9. 5.2019 (u. a. in den Verfahren 8 A 2851/18 

und 8 A 4775/18).

Hochhaus in 35 Meter Höhe befinden soll und die-
se Messmethode Begehrlichkeiten weckte. Bun-
desverkehrsminister Scheuer erklärte gar die gu-
ten Luftwerte in der vielfach für ihre vorbildhafte 
Verkehrspolitik gerühmten Stadt Wien damit, dass 
die „zentrale Messstelle“ in einer Fußgängerzone 
am Stephansdom stehe.13 

Die unionsrechtlichen Vorgaben14 für die Aufstel-
lung, die der nationale Normgeber übernommen 
hat,15 sind teils vage und auslegungsbedürftig, 
teils eröffnen sie bewusst Entscheidungsspielräu-
me. Mit der zugelassenen Bandbreite bei der Auf-
stellung der Messgeräte bezweckte der europäi-
sche Normgeber, die bereits bestehenden unter-
schiedlichen Messsysteme in Europa möglichst 
aufrechtzuerhalten.16 

So muss sich etwa in vertikaler Hinsicht der Mess-
einlass in einer Höhe zwischen 1,5 Meter (Atem-
zone) und 4 Meter über dem Boden befinden und 
in horizontaler Hinsicht höchstens 10 Meter vom 
Fahrbahnrand entfernt. Als weitere Faktoren bei 
der Positionierung können berücksichtigt werden: 
Störquellen, Sicherheit, Zugänglichkeit, Stromver-
sorgung und Telefonleitungen, Sichtbarkeit der 
Messstation in der Umgebung, Sicherheit der Öf-
fentlichkeit und des Betriebspersonals, Vorteile ei-
ner Zusammenlegung der Probenahmestellen für 
verschiedene Schadstoffe sowie Anforderungen 
der Bauleitplanung (Anhang III. C. 5. bis 13. Spie-
gelstrich der Luftqualitätsrichtlinie).

Nach den Erkenntnissen aus der 2-tägigen Sach-
verständigenbefragung des OVG NRW halten sich 
die Auswirkungen, die sich bei einer Positionsver-
änderung einer Messstelle ergeben können, in 
Grenzen. Die vertikale Differenz zwischen 1,50 
und 4 Meter könne zu einem Messunterschied von 
etwa 6  % führen. Bei zunehmender horizontaler 
Entfernung von der Straße würden die Messwerte 
nicht zwangsläufig sinken; dies hänge vielmehr 
von den Gegebenheiten im Einzelfall ab, etwa 
auch von der Durchlüftungssituation. Nicht zuletzt 
vor diesem Hintergrund hat das OVG NRW die Po-
sitionierung der Messcontainer mit einer mittleren 
Erfassungshöhe von 2,20 bis 2,80 Meter sowie der 
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überwiegend in einer Höhe von bis zu 3 Meter an-
gebrachten Passivsammler nicht beanstandet.17 
Das BVerwG hat in seinem Urteil vom 28.5.2021 
zum Hamburger LRP ausweislich der Pressemittei-
lung klargestellt, dass es für die Mess- und Progno-
sehöhe nicht auf die Lage von Wohnungen in 4 Me-
ter Höhe ankomme; vielmehr sei die Gefahr unbe-
merkter Grenzwertüberschreitungen zu minimie-
ren. Entscheidend sei deshalb im konkreten Fall die 
Mess- und Prognosehöhe von 1,5 Meter. 

IV.	 Verhältnismäßigkeit von Verkehrs-
verboten

Die Entwicklung der Maßstäbe und Kriterien für die 
Verhältnismäßigkeitsprüfung bei Verkehrsverboten 
hat die Rechtsprechung im Wesentlichen in zwei 
Etappen vollzogen. Ausgangspunkt war zunächst 
die Frage, ob für die Anordnung von Verkehrsverbo-
ten zur Einhaltung der NO2-Grenzwerte eine hinrei-
chende Rechtsgrundlage besteht. Das BVerwG hat 
in zwei Urteilen vom 27.2.201818 eine aus dem Uni-
onsrecht abgeleitete behördliche Verpflichtung zur 
Anordnung von Verkehrsverboten gesehen, wenn 
sie sich als „einzig geeignete Maßnahme“ zur 
schnellstmöglichen Einhaltung der NO2-Grenzwer-
te erweisen. Diese Anforderung macht die Zulässig-
keit eines Verkehrsverbots davon abhängig, dass 
keine anderen Maßnahmen – zumindest nicht in 
ausreichendem Maße – zum schnellstmöglichen 
Erreichen der Grenzwerteinhaltung zur Verfügung 
stehen. 

Die nähere Ausgestaltung eines Verkehrsverbots 
müsse angemessen und für die vom Verbot Betrof-
fenen zumutbar sein. Das BVerwG differenziert zwi-
schen streckenbezogenen und zonalen Verboten. 
Streckenbezogene Verbote (für einzelne Straßen 
oder Streckenabschnitte) müssten grundsätzlich 
als verhältnismäßig hingenommen werden. Zonale 
Verbote (zusammenhängendes Verkehrsnetz aus 
einer Vielzahl von Haupt- und Nebenstraßen) seien 
nur bei zeitlich gestaffelter Einführung in Abhängig-
keit vom Alter des Fahrzeugs verhältnismäßig. Der 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz verpflichte ferner 

17	 OVG NRW, Urteil vom 31.7.2019 – 8 A 2851/18 -, juris Rn. 156 ff.; ebenso HessVGH, Urteil vom 10.12.2019 - 9 A 2691/18 -, Rn. 
179 ff.; wohl etwas strenger OVG Hamburg, Urteil vom 29.11.2019 - 1 E 23/18 -, juris Rn. 249 ff.

18	 BVerwG, Urteil vom 27.2.2018 – 7 C 26.16 –, juris Rn. 32 und 34 sowie Leitsatz
19	 OVG NRW, Urteile vom 31.7.2019 – 8 A 2851/18 -, juris Rn. 222 ff. und vom 12.9.2019 – 8 A 4775/18 -, Rn. 215 ff.; ebenso OVG 

Hamburg, Urteil vom 23.11.2019 - 1 E 23/18 -, Rn. 171 ff.; HessVGH, Urteil vom 10.12.2019 - 9 A 2691/18 -, Rn. 140 ff.
20	 OVG NRW, Urteile vom 31.7.2019 – 8 A 2851/18 -, juris Rn. 263 ff. und vom 12.9.2019 – 8 A 4775/18 -, Rn. 258 ff.; ebenso OVG 

Hamburg, Urteil vom 23.11.2019 - 1 E 23/18 -, Rn. 171 ff.; HessVGH, Urteil vom 10.12.2019 - 9 A 2691/18 -, Rn. 140 ff.
21	 BVerwG, Urteil vom 27.2.2020 – 7 C 3.19 -, juris Rn. 34 ff.
22	 Vgl. BVerwG, Urteil vom 27.2.2020 – 7 C 3.19 -, juris Rn.37. 

zur Prüfung, für welche Gruppen Ausnahmen zu 
gewähren seien.

Nach Auffassung des OVG NRW19 erfasst die Prü-
fung der Verhältnismäßigkeit nicht nur die Ausge-
staltung eines Verkehrsverbots, sondern auch die 
Frage, ob ein Verkehrsverbot angeordnet werden 
darf. Auch soweit ein Verkehrsverbot für eine 
schnellstmögliche Grenzwerteinhaltung geeignet 
und erforderlich sei, sei es nicht ausgeschlossen, 
ganz oder teilweise, vorübergehend oder dauerhaft 
von seiner Anordnung aus Gründen der Verhältnis-
mäßigkeit (im engeren Sinne) abzusehen. Dies be-
dürfe aber der Rechtfertigung anhand der konkre-
ten Umstände des Einzelfalls. So sei zu prüfen, ob 
und welcher Übergangszeitraum vorzusehen sei, 
um den von einem Verkehrsverbot Betroffenen in 
zumutbarer Weise zu ermöglichen, sich den neuen 
Gegebenheiten anzupassen. Ebenfalls in den Blick 
zu nehmen sei, ob dem betroffenen Verkehrsweg 
eine besondere infrastrukturelle Bedeutung - etwa 
herausgehobener überregionaler Art – zukomme 
und ob bzw. welche alternativen Verkehrswege 
oder Verkehrsmittel deshalb zur Wahrung beson-
ders gewichtiger wirtschaftlicher oder infrastruktu-
reller Belange zur Verfügung gestellt werden könn-
ten. Von einem Verkehrsverbot könne umso eher 
abgesehen werden, je geringer die Grenzwerte im 
Zeitpunkt des rechtlich frühestmöglichen Inkrafttre-
tens von Verkehrsverboten noch überschritten sei-
en und je kürzer der verbleibende Restzeitraum bis 
zur Erfüllung der Ergebnispflicht sei.20

Dem hat sich das BVerwG21 in seinem Urteil vom 
27.2.2020 zum Luftreinhalteplan Reutlingen ange-
schlossen. Die Belastungen der durch Verkehrsver-
bote Betroffenen stünden bei geringfügigen und 
zeitlich begrenzten Grenzwertüberschreitungen 
nicht mehr in einem angemessenen Verhältnis zu 
den möglichen Gesundheitsgefahren.22 Je kürzer 
einerseits die Überschreitung andauere und je si-
cherer die baldige Einhaltung der Grenzwerte zu er-
warten sei und je größer andererseits die Auswir-
kungen eines Verkehrsverbots für die betroffenen 
Verkehrsteilnehmer und Anwohner von Ausweich-
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strecken seien, umso eher seien auch höhere Über-
schreitungen hinnehmbar.23

Mit diesen Konkretisierungen des Verhältnismäßig-
keitsgrundsatzes hat die Rechtsprechung die Ba-
lance zwischen dem hohen Schutzgut der mensch-
lichen Gesundheit und den Belastungen und Folge-
wirkungen eines Verkehrsverbots sorgfältig austa-
riert. 

V. 	 Vergleiche als Einstieg in eine Ver-
kehrswende?

Die Klagen im Zusammenhang mit den Luftreinhal-
teplänen verstellen – systembedingt – zumindest 
teilweise den Blick für sachgerechte, umfassende 
Lösungen der komplexen Probleme. Der Fokus ist 
verengt auf die Einhaltung der NO2 - Grenzwerte 
mit Hilfe von möglichst schnell wirkenden Maßnah-
men. Nachdem vielfach eine umweltgerechte Ver-
kehrsplanung über einen langen Zeitraum vernach-
lässigt worden ist, müssen nun insbesondere kurz-
fristig wirkende Maßnahmen ergriffen werden, um 
der rechtlichen Verpflichtung zur Grenzwertbeach-
tung „so schnell wie möglich“ gerecht zu werden. 
Deshalb sind auch die Verkehrsbeschränkungen für 
Dieselfahrzeuge in den Mittelpunkt  der Betrach-
tung gerückt, weil sie – bei Befolgung – ein unmittel-
bar wirkendes Mittel zur Reduktion von NO2 darstel-
len.24 Mittel- und langfristige Veränderungen zur 
nachhaltigen Verbesserung der Verkehrssituation 
spielen hingegen bei Prüfung der Klageansprüche 
keine oder allenfalls eine untergeordnete Rolle. Sie 
werden von den Gerichten als nicht zielführend für 
die angestrebte zeitnahe Einhaltung der Grenzwer-
te angesehen.

Vor diesem Hintergrund hatte das OVG NRW den 
Beteiligten vorgeschlagen, Vergleichsverhandlun-
gen zu führen. Ziel war der Versuch, ein Maßnah-
menpaket für den Luftreinhalteplan zu erstellen, 
das einerseits zur zügigen Einhaltung des NO2-Jah-
resmitelwerts in der jeweiligen Stadt führen sollte, 
das andererseits aber auch mittel- und langfristige 
Maßnahmen für eine nachhaltige Luftreinhaltepla-
nung in den Blick nimmt. Die später geschlossenen 
14 Vergleiche heben dieses Ziel in der Präambel 
ausdrücklich hervor. Die Vergleiche eröffnen damit 
eine umfassendere Herangehensweise als die un-

23	 BVerwG, Urteil vom 27.2.2020 – 7 C 3.19 -, juris Rn.39; ähnlich bereits OVG NRW, Urteil vom 31.7.2019 – 8 A 2851/18 -, juris Rn. 
274 und 276

24	 Da Diesel-Pkw rund 1/3 zur NO2-Gesamtbelastung beitragen, sind sie eine entscheidende Stellschraube bei der Schadstoffreduk-
tion, vgl. BRANDT, NVwZ 2018, 945 (947 f.).

mittelbare Fixierung auf den Klagegegenstand. Sie 
sind deshalb zu Recht als Unterstützung auf dem 
Weg zu einer als notwendig angesehenen Ver-
kehrswende verstanden worden.

Alle Vergleiche enthalten ein umfangreiches Maß-
nahmenpaket mit kurz-, mittel-, und langfristigen 
Maßnahmen zur Realisierung der Mobilitäts- und 
Verkehrswende. Zur Veranschaulichung sei auf den 
Vergleich zum Düsseldorfer Luftreinhalteplan ver-
wiesen, dessen Maßnahmenpaket 25 Seiten um-
fasst. 

Als kurzfristige verkehrliche Maßnahmen sind ver-
schiedene umweltsensitive Signalsteuerungen zur 
Entlastung besonders belasteter Straßen vorgese-
hen. Dazu gehört auch die Reduzierung der zuläs-
sigen Höchstgeschwindigkeit auf verschiedenen 
Hauptstraßen auf Tempo 30.

Darüber hinaus sind zahlreiche längerfristige Maß-
nahmen vereinbart: Zur nachhaltigen Mobilitätsent-
wicklung wird der Umweltverbund gefördert, also 
die Verbindung von öffentlichem Nahverkehr, Fahr-
radnutzung und Pendlerparkplätzen. Ferner sind 
viele konkrete Maßnahmen zur Förderung des Rad-
verkehrs vorgesehen: Radwegeausbau, Bau von 
zusammenhängenden Radachsen, Ausbau einer 
attraktiven und komfortablen Radinfrastruktur wie 
Fahrradparkplätzen, Bike & Ride oder Mobilstatio-
nen. Die Maßnahmen zur Förderung des ÖPNV 
umfassen unter anderem: den Neubau einer U-
Bahn-Linie, abgasarme Busse oder Projekte zur 
Beschleunigung des öffentlichen Nahverkehrs. Für 
den Individualverkehr ist die Erstellung eines Park-
raummanagementkonzeptes mit konkreten Projek-
ten vereinbart. Ein weiteres Kapitel ist der Förde-
rung alternativer Antriebsarten gewidmet. Dazu ge-
hört unter anderem die Modernisierung der kommu-
nalen Flotte, der Ausbau der E-Lade-Infrastruktur 
und die Landstromversorgung von Binnenschiffen. 
Zur Beeinflussung des Mobilitätsverhaltens sind ein 
Förderprogramm zur Anschaffung von Lastenfahr-
rädern, eine Kampagne Home-Office oder temporä-
re Spielstraße vorgesehen.

Eine grundlegende Voraussetzung für die erfolgrei-
chen Vergleichsabschlüsse war, dass den Beteilig-
ten eine Win-win-Situation eröffnet wurde. In den 
bislang von der DUH erstrittenen Urteilen sind die 
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zuständigen Behörden zur erneuten Befassung mit 
dem Luftreinhalteplan verpflichtet worden. Damit 
steht keineswegs fest, ob die in Umsetzung der Ur-
teile ergriffenen Maßnahmen als ausreichend anzu-
sehen sind. Verschiedene Vollstreckungs– bzw.  er-
neute Leistungsklagen im Anschluss an bereits er-
gangene Urteile belegen dies.25 Mit einem Ver-
gleich können hingegen die maßgeblichen Maß-
nahmen bestimmt werden, die zur Einhaltung der 
Grenzwerte führen sollen. Für die Umweltorganisa-
tion wurde damit ein schnelleres, konkreteres und 
sichereres Ergebnis erreicht als mit einem Klageer-
folg. Ein Baustein hierfür war auch die Berücksichti-
gung einer Erfolgskontrolle mit einer zweiten Pla-
nungsstufe, weil der Streit um die Belastbarkeit der 
Prognose partiell entschärft und die – von allen Be-
teiligten – angestrebte Grenzwerteinhaltung auf ein 
festeres Fundament gestellt wurde.26 Für das Land 
NRW und die jeweils betroffenen Städte waren ein 
zügiges Ende der Klageverfahren und Sicherheit 
über die zu ergreifenden Maßnahmen ebenfalls ein 
wichtiges Anliegen. Vor allem konnten sie in Nord-
rhein-Westfalen auf dem Vergleichswege – jeden-
falls aus heutiger Sicht – Verkehrsverbote für Die-
selfahrzeuge vermeiden. Diese Vorteile haben die 
Verantwortlichen bewogen, nach den beiden Urtei-
len des OVG NRW zu den Luftreinhalteplänen Köln 
und Aachen auch in diesen Verfahren einen Ver-
gleich zu schließen. 

VI.	 Schluss

Ich hoffe, ich habe Ihnen einen Einblick in die Kom-
plexität der Problematik und in die Vorgehensweise 
des Oberverwaltungsgerichts Münster bei der Be-
arbeitung der Verfahren zu Luftreinhalteplänen ge-
ben können. Es dürfte auch deutlich geworden sein, 
welche Vorteile die Vergleiche gegenüber Urteilen 
bei der Bewältigung der komplexen Aufgaben ge-
habt haben.

25	 Beispielhaft sei auf die Verfahren zu den Luftreinhalteplänen 
in München, Stuttgart, Wiesbaden oder Düsseldorf verwie-
sen. Aus der Rechtsprechung: EuGH, Urteil vom 19.12.2019 
- C-752/18 -,NJW  2020, 977; BayVGH, Beschluss vom 
12.7.2007 – 11 C 06.868 -; HessVGH, Beschluss vom 
11.5.2016; VGH BW, Beschluss vom 14.5.2020 - 10 S 461/20 
-; VG Düsseldorf, Beschluss vom 6.9.2018 - 3 M 123/18 -; VG 
Mainz, Beschl. v. 06.05.2019 - 3 N 338/19.MZ -; VG Stuttgart, 
Beschluss vom 3.7.2020 - 17 K 3162/20; s.a. Fn. 4.

26	 S. oben unter II. 2. d).
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